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I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

18. Februar 2005

(2005/C 44/01)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,3039

JPY Japanischer Yen 137,63

DKK Dänische Krone 7,4436

GBP Pfund Sterling 0,6891

SEK Schwedische Krone 9,0914

CHF Schweizer Franken 1,5475

ISK Isländische Krone 80,68

NOK Norwegische Krone 8,288

BGN Bulgarischer Lew 1,9559

CYP Zypern-Pfund 0,5830

CZK Tschechische Krone 29,893

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 243,05

LTL Litauischer Litas 3,4528

Währung Kurs

LVL Lettischer Lat 0,6960

MTL Maltesische Lira 0,4309

PLN Polnischer Zloty 3,9904

ROL Rumänischer Leu 36 168

SIT Slowenischer Tolar 239,75

SKK Slowakische Krone 38,05

TRY Türkische Lira 1,7040

AUD Australischer Dollar 1,6590

CAD Kanadischer Dollar 1,6051

HKD Hongkong-Dollar 10,1703

NZD Neuseeländischer Dollar 1,8120

SGD Singapur-Dollar 2,1359

KRW Südkoreanischer Won 1 335,32

ZAR Südafrikanischer Rand 7,7296

19.2.2005 C 44/1Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3730 — Lukoil/OY Teboil/Suomen Petrooli)

(2005/C 44/02)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 11. Februar 2005 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beab-
sichtigt: Das Unternehmen Lukoil Finland, das der Gruppe OAO Lukoil („Lukoil“, Russland) angehört,
erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung die Kontrolle über die Gesamt-
heit von den Unternehmen OY Teboil Ab und Suomen Petrooli Oy („Zielunternehmen“, Finnland), die zur
Zeit von TB Capital (British Virgin Islands) kontrolliert werden, durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Lukoil: Öl- und Gasgewinnung, Produktion und Verkauf von Erdölprodukten insbesondere in Russland,
der Ukraine, Bulgarien, Rumänien und bestimmten weiteren zentral- und osteuropäischen Staaten sowie
in den USA;

— Zielunternehmen: Tankstellen in Finnland, Herstellung und Verkauf von Schmiermitteln, Großhandels-
verkauf von raffinierten Ölprodukten.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich aller-
dings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Fax ((32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf
dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3730 — Lukoil/OY Teboil/Suomen Petrooli, an
folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel

19.2.2005C 44/2 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3704 — CVC/Mivisa)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(2005/C 44/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 9. Februar 2005 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 und
infolge einer Verweisung nach Artikel 4(5) der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der
Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Sofamen XXI S.L., das von
der CVC Gruppe („CVC“, Luxemburg) kontrolliert wird, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe
b) der Ratsverordnung die Kontrolle über die Gesamtheit von Mivisa Envaces S.A. („Mivisa“, Spanien) durch
Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— CVC: Investments und Verwaltung von Investmentfonds;

— Mivisa: Blechdosen und –deckel für Lebensmittel.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich aller-
dings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behandlung
bestimmter Zusammenschlüsse nach Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) ist anzumerken, dass
dieser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Fax ((32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf
dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3704 — CVC/Mivisa, an folgende Anschrift über-
mittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel

19.2.2005 C 44/3Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
(2) Zu finden auf der Internetseite der Generaldirektion Wettbewerb:

http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/legislation/consultation/simplified_tru.pdf.



Einleitung des Verfahrens

(Fall COMP/M.3653 — Siemens/VA Tech)

(2005/C 44/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 14. Februar 2005 hat die Kommission entschieden, in dem oben genannten Fall das Verfahren einzu-
leiten, nachdem sie festgestellt hat, dass der angemeldete Zusammenschluss Anlass zu ernsthaften Bedenken
hinsichtlich seiner Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt gibt. Mit der Verfahrenseinleitung wird eine
zweite Prüfungsphase in Hinblick auf den angemeldeten Zusammenschluss eröffnet. Die Entscheidung
beruht auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c) der Ratsverordnung (EG) Nr. 139/2004.

Die Kommission gibt interessierten Dritten Gelegenheit, der Kommission ihre Stellungnahme zu dem beab-
sichtigten Zusammenschluss zu unterbreiten.

Um Stellungnahmen umfassend berücksichtigen zu können, sollten sie spätestens 15 Tage nach dem
Datum dieser Veröffentlichung bei der Kommission eingehen. Die Stellungnahme kann der Kommission
durch Fax ((32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf dem Postweg unter Angabe des Aktenzeichens
COMP/M.3653 — Siemens/VA Tech an folgende Anschrift übermittelt werden:
Kommission der Europäischen Gemeinschaften
GD Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel

19.2.2005C 44/4 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3688 — UTC/Kidde)

(2005/C 44/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 14. Februar 2005 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beab-
sichtigt: Das Unternehmen United Technologies Corporation („UTC“, USA) erwirbt durch ein öffentliches
Übernahmeangebot vom 16. Dezember 2004 die Kontrolle über die Gesamtheit von Kidde plc. („Kidde“,
Großbritannien) im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— UTC: Ein weltweit tätiges Technologieunternehmen, das durch sein Tochterunternehmen Chubb u.a.
Brandschutzprodukte und -dienstleistungen anbietet;

— Kidde: Ein weltweit tätiges Technologieunternehmen, das u.a. Brandschutzprodukte und -dienstleis-
tungen anbietet.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich aller-
dings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax ((32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf
dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3688 — UTC/Kidde, an folgende Anschrift über-
mittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B–1049 Brüssel

19.2.2005 C 44/5Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.



Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3675 — CITIGROUP/BALTISCHES HAUS/UAB PALINK/JV)

(2005/C 44/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 11. Februar 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3675.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3636 — PETRONAS/SASOL/UHAMBO JV)

(2005/C 44/07)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 14. Februar 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3636.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

19.2.2005C 44/6 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3603 — UPS/Menlo)

(2005/C 44/08)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 10. Dezember 2004 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32004M3603.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3707 — AXA/CAMAIEU)

(2005/C 44/09)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 10. Februar 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Französisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3707.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

19.2.2005 C 44/7Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3657 — AIRBUS/SITA)

(2005/C 44/10)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 27. Januar 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemel-
deten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3657.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

19.2.2005C 44/8 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3717 — BC Partners/Cinven/Amadeus)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(2005/C 44/11)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 10. Februar 2005 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beab-
sichtigt: Die Unternehmen CIE Management II Limited („CIEM“, Guernsey), das von BC Partners Holdings
Limited („BC Partners“, Guernsey) kontrolliert wird, und Cinven Limited („Cinven“, Vereinigtes Königreich)
erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der Ratsverordnung die gemeinsame Kontrolle bei
dem Unternehmen Amadeus Global Travel Distribution S.A. („Amadeus“, Spanien) durch ein öffentliches
Übernahmeangebot.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— CIEM/BC Partners: Tätigkeiten im Bereich der Investitionen in Unternehmen (private equity),

— Cinven: Tätigkeiten im Bereich der Investitionen in Unternehmen (private equity),

— Amadeus: Entwicklung von Informationstechnologie für die Reise- und Tourismusindustrie, insbeson-
dere der Betrieb des Global Distribution System (GDS).

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich aller-
dings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behandlung
bestimmter Zusammenschlüsse nach Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) ist anzumerken, dass
dieser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Fax ((32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf
dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3717 — BC Partners/Cinven/Amadeus, an
folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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STAATLICHE BEIHILFEN — ITALIEN

Staatliche Beihilfe Nr. C 2/2005 (ex N 501/2004) — Alitalia: Umstrukturierungsplan

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(2005/C 44/12)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 19. Januar 2005, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Italien ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Maßnahme das Verfahren
nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert Betroffene auf, etwaige Stellungnahmen innerhalb eines Monats nach dieser Veröf-
fentlichung an folgende Anschrift zu richten:

Europäische Kommission
Generaldirektion Energie und Verkehr
Direktion A — Allgemeine Angelegenheiten und Ressourcen
DM 28 — 1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 41 04

Die Stellungnahmen werden Italien zugeleitet. Einsender können unter Angabe von Gründen schriftlich
beantragen, dass ihre Identität nicht bekannt gegeben wird.

WORTLAUT DER ZUSAMMENFASSUNG

Verfahren:

Am 15. Oktober 2004 hat Italien der Kommission den
Umstrukturierungsplan für Alitalia insgesamt und insbesondere
die vorgesehene finanzielle Beteiligung der staatlichen Holding-
gesellschaft Fintecna an der Sparte Bodenabfertigung der Luft-
fahrtgesellschaft zur Kenntnis gegeben. Da diese Notifizierung
jedoch keine Einzelheiten zur angekündigten Kapitalerhöhung
in der Sparte Flugbetrieb enthielt, hat die Kommission am
21. Oktober 2004 um ergänzende Auskünfte ersucht. Ebenfalls
am 15. Oktober erhielt die Kommission eine Beschwerde, die
von acht mit Alitalia im Wettbewerb stehenden Luftfahrtunter-
nehmen unterzeichnet war und mit angeblicher Preisführer-
schaft dieser Gesellschaft sowie der Einrichtung neuer Strecken
durch dieselbe begründet wurde; ferner ging am 20. Oktober
2004 eine Beschwerde der britischen Behörden ein. Am
31. Dezember 2004 hat Italien eine Stellungnahme dazu über-
mittelt.

Beschreibung:

Jüngste Entwicklung des Unternehmens

Die finanzielle Lage der Gesellschaft Alitalia, die seit Juli 2002
zu 62,39 % vom italienischen Staat kontrolliert wird, hat sich
in gravierender Weise verschlechtert. Die Bilanz 2003 wies eine
Ausweitung der Verluste vor Steuern, Zinsen und Sonderef-
fekten von 379,5 Mio. EUR gegenüber 118,5 Mio. EUR im
Vorjahr aus. In den ersten neun Monaten des Geschäftsjahres
2004 ergab sich ein Umsatzrückgang von 7 % gegenüber dem
Vorjahreszeitraum; als Nettoergebnis für das Geschäftsjahr
insgesamt wird ein Verlust in Höhe von 850 Mio. EUR
erwartet. Vor diesem Hintergrund hatte die Kommission am
20. Juli 2004 eine Rettungsbeihilfe in Höhe von max.
400 Mio. EUR genehmigt, die in einer Bürgschaft für ein mit
4,43 % jährlich verzinstes Darlehen bestand; dieses sollte spä-
testens 12 Monate nach Bereitstellung der letzten Tranche
getilgt werden. Dieses Darlehen sollte nach dem am 30. Juni

2004 vorgelegten Rechnungsbericht der Geschäftsleitung von
Alitalia die Deckung des Finanzbedarfs des Unternehmens bis
März 2005 ermöglichen. Italien war im Rahmen dieser
Entscheidung mehrere Verpflichtungen eingegangen. Besonders
zu erwähnen sind folgende Zusicherungen:

— Alitalia hat der Kommission versichert, dass auf keiner der
ab Saison „Sommer 2004“ eingerichteten Strecken Kapazi-
tätserhöhungen gegenüber den bereits am 31. Dezember
2002 beschlossenen Investitionen vorgenommen werden
und dass diese Strecken rentabel seien; ferner hat Alitalia
sich verpflichtet, weder gegenwärtig noch künftig mit
Kampfpreisen auf diesen neuen Strecken zu operieren; die
italienischen Behörden haben der Kommission für ihre
Prüfung des Kapitalerhöhungsplanes Informationen über-
mittelt, die die Einhaltung dieser Verpflichtungen belegen
sollen.

— Die italienische Regierung hat sich ihrerseits am 13. Juli
2004 schriftlich verpflichtet, die staatliche Beteiligung am
Gesellschaftskapital von Alitalia innerhalb von höchstens
zwölf Monaten auf eine Minderheitsbeteiligung zu redu-
zieren.

Die notifizierten Umstrukturierungsmaßnahmen

Der Verwaltungsrat von Alitalia hat am 20. September 2002
einen neuen Geschäftsplan („Piano industriale 2005-2008“)
verabschiedet, mit dem der drastischen Verschlechterung der
Finanzlage begegnet werden soll; der neue Plan sieht im
wesentlichen die Trennung der zwei Geschäftsfelder von
Alitalia vor, nämlich des Flugbetriebes (AZ Fly), der die Rechts-
form der derzeitigen Alitalia beibehält, und der als Tochterbe-
trieb einzurichtenden Unterstützungsdienste (AZ Services), die
Wartung, Abfertigung, Informatik und gemeinsam genutzte
Leistungen umfassen. Der Plan sieht die Entlassung von 3679
Arbeitnehmern in Italien vor, und zwar unter Inanspruch-
nahme der zu diesem Zweck vorgesehenen Institutionen, wie
der „Cassa Integrazione“, die zur sozialen Abfederung der
Maßnahme auf den Luftverkehrsektor ausgedehnt worden ist.
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Die Umstrukturierung von Alitalia geht mit zwei Kapitalerhö-
hungen einher:

— Für die Sparte AZ Fly wird in der ersten Jahreshälfte 2005,
nach Genehmigung des Jahresabschlusses 2004 durch die
Aktionärshauptversammlung, unter Beteiligung des Staates
und privater Investoren eine Kapitalerhöhung von ca.
1,2 Mrd. EUR vorgenommen.

— Für die Sparte AZ Services, in der die Geschäftstätigkeiten
Wartung, Abfertigung, Informatik und gemeinsam genutzte
Dienste von Alitalia gebündelt werden, erfolgt die Rekapita-
lisierung in Höhe von 220 Mio. EUR zwischen 2005 und
2007 durch die staatliche Holdinggesellschaft Fintecna, und
zwar vor der geplanten und eventuell sektorweise vorgen-
ommenen Veräußerung dieser Aktivitäten an privatwirt-
schaftliche Partner. Diese Kapitalerhöhungen erfolgen durch
Ausgabe von Stamm- und Vorzugsaktien.

Kapitalerhöhung von AZ Fly

Die Einlage des Staates müsste wie bei der Kapitalerhöhung im
Jahr 2002 parallel zur Beteiligung des privaten Sektors erfolgen;
Italien hat die Bereitschaft gezeigt, ähnliche Verpflichtungen
einzugehen wie seinerzeit. Da die Notifizierung frühzeitig
erfolgte, liegen allerdings im Hinblick auf die Beteiligung der
privaten Investoren die Absichtserklärungen der betreffenden
Banken über die Gewährleistung des erfolgreichen Abschlusses
der Operation noch nicht vor. Weitere Umstände der Transak-
tion, z.B. die vor der Kapitalerhöhung zur Bereinigung früherer
Verluste vorgenommene Kapitalherabsetzung, müssen noch
geregelt werden; sie können für den Anteil, den der Staat unter
Einhaltung seiner Verpflichtung zur Privatisierung von Alitalia
übernehmen kann, bedeutsam sein.

Kapitalerhöhung von AZ Services

Die beiden Parteien Alitalia und Fintecna haben zwei Absichts-
erklärungen unterzeichnet und mit Hilfe ihrer jeweiligen
Berater ein Programm zur Steigerung der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit vereinbart, wodurch die Einlagen von
Fintecna bis 2008 Erträge von ca. 25 % generieren sollen;
einige Aspekte der Transaktion müssen bis Januar 2005 noch
von den Parteien ausgehandelt werden.

Würdigung des Sachverhalts:

Die Kommission kann auf Grund der ihr vorliegenden Informa-
tionen noch nicht ausschließen, dass die in Rede stehenden
Kapitalerhöhungen nicht dem Grundsatz des marktwirtschaft-
lich handelnden Kapitalgebers entsprechen und daher staatliche
Beihilfen darstellen. Da Alitalia bereits 1997 eine Umstrukturie-
rungsbeihilfe erhalten hat, könnte nach dem Grundsatz der
einmaligen Beihilfe („one time, last time“) eine erneute Beihilfe
nicht genehmigt werden.

Deshalb wünscht die Kommission im Hinblick auf die Kapita-
lerhöhung von AZ Fly um 1,2 Mrd. EUR verlässliche Garantien
in Bezug auf die tatsächliche parallele Beteiligung des Privatsek-
tors sowie in Bezug auf die im Juli 2004 von Italien einge-
gangene Privatisierungsverpflichtung.

In Bezug auf die Übernahme der Mehrheit an AZ Services
durch die staatliche Holdinggesellschaft Fintecna möchte die
Kommission u.a. durch ein unabhängiges Gutachten die Renta-
bilität der Transaktion nach Festlegung der Einzelheiten

(darunter die künftigen Vertragsbeziehungen zwischen den
Beteiligten) sowie unter Berücksichtigung der Ausgabe von
Vorzugsaktien untersuchen lassen.

Daneben möchte sie betroffenen Dritten Gelegenheit geben,
zum Umstrukturierungs- und Rekapitalisierungsplan von
Alitalia Stellung zu nehmen.

Deshalb hat die Kommission beschlossen, ein förmliches Prüf-
verfahren einzuleiten, um innerhalb einer Frist, die der ange-
spannten Finanzlage des betroffenen Unternehmens ange-
messen ist, die Vereinbarkeit der beiden vorgesehenen Kapita-
lerhöhungsmaßnahmen mit dem Gemeinsamen Markt zu
prüfen.

WORTLAUT DES SCHREIBENS

„Con la presente la Commissione si pregia informare l'Italia
che, dopo avere esaminato le informazioni fornite dalle autorità
italiane in merito alla misura menzionata in oggetto, ha deciso
di avviare il procedimento di cui all'articolo 88, paragrafo 2 del
trattato CE.

1. PROCEDIMENTO

1. Con lettera del 15 ottobre 2004 (TREN (2004) A/33451
protocollata in pari data) l'Italia ha notificato alla
Commissione il piano di ristrutturazione industriale della
società Alitalia nel suo insieme, e più particolarmente
l'investimento che la holding pubblica Fintecna S.p.A.
intende effettuare nelle attività di prestazione di servizi a
terra della compagnia aerea.

2. Ritenendo incompleta la notifica per l'assenza, tra l'altro,
di elementi precisi circa l'annunciata ricapitalizzazione
delle attività di trasporto aereo, il 21 ottobre 2004 la
Commissione ha trasmesso all'Italia una richiesta di
informazioni complementari (TREN (2004) D/19010).
Nel frattempo, nelle date del 27 ottobre, 26 novembre e
14 dicembre, hanno avuto luogo diverse riunioni di
lavoro con le autorità italiane. In queste occasioni,
elementi di risposta sono stati trasmessi alla Commis-
sione in via informale anche dal Dipartimento del Tesoro
italiano. In parallelo, il 15 ottobre, la Commissione aveva
ricevuto una denuncia nei confronti di Alitalia, firmata
da otto compagnie aeree concorrenti (1) (TREN (2004)
A/33509 protocollata il 18.10.2004), secondo la quale
la società praticherebbe prezzi predatori ed avrebbe
aperto nuove rotte; tali accuse sono state reiterate dalle
autorità britanniche, le quali sollevavano anche il
problema della ricapitalizzazione della società ed hanno
trasmesso alla Commissione, il 20 ottobre 2004 una
lettera di British Airways in materia (TREN (2004) A/
34235 protocollata il 26.10.2004).

3. Il 21 dicembre 2004 la Rappresentanza permanente
d'Italia presso l'Unione europea ha trasmesso la risposta
ufficiale delle autorità italiane alla richiesta di supple-
mento di informazioni della Commissione (TREN (2004)
A/39399, protocollata in pari data). A completamento
della sua risposta, l'Italia ha inviato due lettere, datate 23
e 29 dicembre 2004, che sono state protocollate il 5
gennaio 2005 con il numero, rispettivamente, TREN
(2005) A/55 e A/54.
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2. DESCRIZIONE DETTAGLIATA DEI FATTI

2.1. Le precedenti decisioni adottate dalla Commis-
sione in relazione ad Alitalia

4. Con decisione del 15.7.1997 (2) la Commissione ha
dichiarato compatibile con il trattato, ai sensi
dell'articolo 87, paragrafo 3, lettera c), l'aiuto concesso
alla compagnia aerea Alitalia (Alitalia - Linee Aeree
Italiane S.p.A., società con un capitale di 1,433 miliardi
di EUR al 30 novembre 2004, in prosieguo: ‚Alitalia‘)
sotto forma di un conferimento in conto capitale per un
importo complessivo di 2 750 miliardi di ITL
(1,42 miliardi di EUR), pagabile in tre rate dell'importo,
rispettivamente, di 2 000 miliardi, 500 miliardi
e 250 miliardi di ITL, nel rispetto di un piano di ristrut-
turazione il cui completamento era previsto entro il
31.12.2000. Le autorità italiane hanno versato la prima
rata in due soluzioni: un primo anticipo pari a 1 000
miliardi di ITL nel giugno 1996 ed il saldo
di 1 000 miliardi di ITL nel luglio 1997, dopo l'adozione
da parte della Commissione della citata decisione. Il
pagamento della seconda rata era programmato per il
mese di maggio 1998 e quello della terza per maggio
1999. Il suddetto aiuto alla ristrutturazione era stato
approvato in applicazione della disciplina sugli aiuti di
Stato nel settore dell'aviazione (3) che prevede, tra l'altro,
il rispetto del principio dell'aiuto concesso ‚una tantum‘.

5. Alitalia ha impugnato dinanzi al Tribunale di primo
grado la decisione di autorizzazione della Commissione,
contestando la qualificazione di ‚aiuto di Stato‘ attribuita
al conferimento in capitale, che secondo Alitalia rispon-
deva pienamente al criterio dell'investitore privato
operante in economia di mercato. Con sentenza
del 12 dicembre 2000, il TPG si è pronunciato su tale
ricorso annullando la citata decisione della Commissione
del 15.7.1997.

6. Conseguentemente, con decisione del 18.7.2001 (4) la
Commissione ha adottato, in sostituzione della prece-
dente, una nuova decisione che teneva conto della
sentenza pronunciata dal Tribunale di primo grado, ma
confermava la qualificazione di aiuto di Stato nei
confronti del conferimento in capitale a favore di
Alitalia. La compagnia ha nuovamente proposto ricorso
per l'annullamento della decisione della Commissione (5).

7. Il 19 giugno 2002 (6) la Commissione ha adottato una
nuova decisione concernente Alitalia:

— che autorizza l'Italia a versare l'ultima rata pari a 129
milioni di EUR dell'aiuto concesso a fronte del piano
di ristrutturazione notificato nel 1997, nel rispetto

del principio dell'aiuto versato ‚una tantum‘; tale
importo, come pure la seconda rata versata nel
dicembre 2001 (pari a 258 milioni di EUR) è stato
oggetto di un aumento di capitale riservato allo
Stato, che ha visto in tal modo passare la propria
percentuale di controllo della compagnia dal 53 % al
62 % circa,

— che dichiara che l'aumento di capitale di 1 432
milioni di EUR previsto da Alitalia non configurava
un aiuto di Stato. All'aumento dovevano infatti
provvedere congiuntamente lo Stato (a concorrenza
del 62 %) e gli azionisti privati della compagnia, per
il rimanente 38 %; l'operazione si conformava in tal
modo al criterio dell'investitore privato operante in
economia di mercato. Al momento dell'emissione
delle azioni nel luglio 2002, il 16,3 % dei nuovi titoli
immessi sul mercato è stato effettivamente sottos-
critto dal pubblico ed il restante 21,4 % ha ricevuto
la garanzia di istituti di credito, che ne hanno fatto
acquisto come previsto al momento della notifica
iniziale.

8. Un concorrente nel mercato interno, Air One (7), ha
presentato ricorso contro la decisione della Commissione
del 19 giugno 2002. Tale ricorso è tuttora pendente
dinanzi al Tribunale di primo grado. Lo Stato italiano
non ha presentato alcun ricorso contro decisioni della
Commissione.

9. Il 20 luglio 2004, a motivo dell'andamento fortemente
negativo della situazione economica e finanziaria di
Alitalia e a seguito di notificazione da parte delle autorità
italiane, la Commissione ha approvato un aiuto al salva-
taggio (8) per un importo massimo pari a 400 milioni di
EUR, sotto forma di garanzie su crediti di tesoreria,
gravate da un tasso di interesse del 4,43 % annuo e
rimborsabili entro 12 mesi dall'ultima erogazione dei
finanziamenti. Inizialmente, si prevedeva che l'aiuto in
questione servisse a coprire il fabbisogno di tesoreria
dell'impresa per il periodo ottobre 2004–marzo 2005.

10. Le autorità italiane avevano assunto diversi impegni nel
contesto di questa ultima decisione:

— Alitalia si è impegnata nei confronti della Commis-
sione a garantire che nessuna delle rotte aperte con
l'introduzione dell'orario estivo 2004 avrebbe
comportato un aumento di capacità e che tutte
saranno operate con profitto; Alitalia ha parimenti
confermato di non praticare attualmente prezzi
predatori sulle nuove rotte, né di aver intenzione di
farlo in futuro,
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(6) GU C 239 del 4.10.2002, pag. 2.

(7) Causa T-344/02.
(8) Decisione del 20 luglio 2004 — caso N 279/2004 (in via di pubbli-
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— il piano di ristrutturazione che Alitalia deve notificare
alla Commissione in relazione all'aiuto al salvataggio
non comporterà alcun ulteriore elemento di aiuto,

— le autorità italiane si sono anche impegnate per
iscritto il 13 luglio 2004 a rendere minoritaria la
partecipazione dello Stato italiano nel capitale della
società al più tardi entro dodici mesi.

11. Un decreto dell'8 ottobre 2004 del Ministero delle
finanze italiano, trasmesso alla Commissione con lettera
del 12 ottobre (TREN (2004) A/33246 del 14.10.2004)
ha dato formale attuazione alla garanzia statale che costi-
tuisce aiuto al salvataggio ed ha per oggetto un'apertura
di credito che la società Alitalia potrà negoziare con la
Dresdner Bank.

2.2. La situazione economica

12. La situazione economica di Alitalia, che dal luglio 2002
è controllata nella misura del 62,39 % dallo Stato
italiano, ha subito un forte degrado. Il suo bilancio 2003
aveva rivelato un aggravamento delle perdite al lordo
delle imposte e delle componenti finanziarie e straordi-
narie (risultato operativo) pari a 379,5 milioni di EUR
nel 2003, mentre le perdite nel 2002 erano state pari a
118,5 milioni di EUR. I risultati netti corrispondenti
sono stati una perdita di 519,8 milioni di EUR nel 2003
a fronte di un utile netto pari a 93 milioni di EUR nel
2002 (9). Il fatturato dell'esercizio 2003 era sceso del
9 %, attestandosi a soli 4,32 miliardi di EUR. Nel 2004, i
primi nove mesi di attività rilevano un calo del 7 % del
fatturato rispetto ai corrispondenti mesi del 2003 e una
ulteriore perdita al lordo delle imposte e delle compo-
nenti finanziarie e straordinarie pari a 312 milioni di
EUR, superiore di 29 milioni di EUR a quella del
medesimo periodo del 2003. A ciò si aggiungono le
imposte, gli oneri finanziari e gli oneri straordinari
connessi alla ristrutturazione del gruppo che, stimati al
30.6.2004, erano pari a 289 milioni di EUR (10).
Complessivamente, il risultato netto previsto per l'intero
esercizio 2004 dovrebbe essere una perdita di 850 milioni
di EUR.

13. Il livello di tesoreria del gruppo ha continuato a dimi-
nuire nel corso dell'anno, per raggiungere la cifra di soli
117 milioni di EUR al 31 ottobre 2004 contro i 549
milioni di EUR alla fine del 2003. L'indebitamento netto
è passato da 908 milioni di EUR a fine 2002, a 1 440
milioni di EUR a fine 2003 per toccare, a fine ottobre
2004, i 1 683 milioni di EUR. Il capitale proprio ha regi-
strato un'evoluzione inversa, scendendo da 1 769 milioni
di EUR a fine 2002 a 1 264 milioni di EUR a fine 2003
e successivamente a 645 milioni di EUR a fine giugno
2004. Sulla base del risultato di previsione per l'esercizio
2004, tale importo non supererebbe i 414 milioni di
EUR al 31 dicembre 2004.

14. Dal 30 agosto 2004, a norma dell'articolo 2446 del
Codice civile italiano in materia di riduzione del capitale
sociale per perdite (11) e della regolamentazione della
Commissione nazionale per le società e per la borsa
(CONSOB), la società deve inoltre rendere pubblico
mensilmente il suo indebitamento netto.

2.3. Il piano di ristrutturazione adottato da Alitalia

15. Il consiglio di amministrazione (CdA) di Alitalia ha adot-
tato il 20 settembre 2004 un nuovo piano (‚Piano indu-
striale 2005-2008‘) inteso ad affrontare la grave situa-
zione finanziaria in cui versa la compagnia; il nuovo
piano prevede essenzialmente la separazione delle due
attività di Alitalia: da un lato le attività di trasporto aereo
(‚AZ Fly‘) con il mantenimento della struttura giuridica
dell'attuale società, che attualmente impiega circa
12 000 dipendenti, e dall'altro le attività di prestazione
di servizi, che saranno trasferite ad una filiale di nuova
costituzione (‚AZ Servizi‘) la quale assicurerà i servizi di
manutenzione, assistenza a terra, informatici (ICT) e
shared services che attualmente impiegano circa 9 000
dipendenti (pari al 40 % degli effettivi) e rappresentano il
20 % dell'attività totale di Alitalia.

16. Per ripristinare la redditività della società la direzione di
Alitalia intende infatti concentrarsi sull'attività ‚AZ Fly‘ e
rendere altamente efficiente la compagnia aerea attra-
verso la realizzazione di forti economie di scala sui costi
e un migliore utilizzo dei cespiti disponibili. Il piano
prevede due fasi distinte; il risanamento della società da
realizzare entro il 2006, ed il suo rilancio a partire dal
2007. Nella prima fase, il piano prevede interventi in
diversi settori della società, quali la riduzione dei costi di
acquisto e di personale, l'aumento della produttività, una
gestione ottimale della flotta e della rete, la ridefinizione
dell'offerta, ecc. Dal 2007, invece, il piano prevede inve-
stimenti in una flotta rinnovata e più omogenea.

17. Per quanto attiene AZ Servizi, alla società, costituita il
10 novembre 2004 con un capitale sociale minimo di
120 000 EUR, saranno trasferite le attività di manuten-
zione, i servizi di assistenza a terra, informatica e shared
services, che fanno attualmente parte di Alitalia o sono
forniti dalle filiali che la compagnia controlla, quali
Alitalia Maintenance Systems e Atitech. AZ Servizi rice-
verà successivamente diversi conferimenti in capitale da
parte della holding pubblica Fintecna SpA, società
controllata al 100 % dallo Stato italiano e la cui attività
consiste per l'appunto nella gestione e nella cessione di
imprese in difficoltà. In proposito, due lettere di intenti,
datate rispettivamente 20 maggio e 13 ottobre 2004,
sono state firmate tra Alitalia e Fintecna per stabilire le
modalità della loro eventuale collaborazione. La seconda
lettera di intenti precisa altresì che la partecipazione di
Fintecna in AZ Servizi è subordinata alla ricapitalizza-
zione di AZ Fly.

19.2.2005 C 44/13Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(9) Nota: il risultato dell'esercizio 2002 includeva utili straordinari pari
a 388 milioni di EUR derivanti dal plusvalore realizzato con la
cessione di attivi e dall'indennità arbitrale versata da KLM a seguito
della rottura dell'alleanza comune.

(10) Essi comprendono 167 milioni di EUR di costi di ristrutturazione
in termini di oneri sociali e 122 milioni di EUR relativi al badwill
connesso con la prevista ripresa dei servizi a terra da parte di
Fintecna; sono descritti in dettaglio nei punti successivi.

(11) Il consiglio di amministrazione ha costatato che, dal 30.6.2004,
l'impresa ha perduto oltre un terzo del suo capitale sociale; essa
rientra pertanto nel regime previsto dal c.c.



18. Il piano include l'esodo, tramite il ricorso ad ammortiz-
zatori sociali, di 3 679 dipendenti in Italia. Si sono svolte
numerose riunioni tra Alitalia, le autorità italiane e le
organizzazioni sindacali per raggiungere un accordo sul
piano di ristrutturazione; in particolare, il 14, il 15 e
il 18 settembre 2004 sono stati firmati tre accordi rispet-
tivamente con i piloti, il personale di terra e gli assistenti
di volo che prevedono l'esodo di, nell'ordine, 289, 2 490
e 900 unità ed una maggiore flessibilità dei dipendenti e
delle condizioni di lavoro (orario annuale, ridistribuzione
del personale in funzione dei voli operati ecc.); tali
accordi hanno formato oggetto di un accordo-quadro del
quale è parte il governo italiano. Quest'ultimo consentirà
il ricorso agli appositi regimi previsti dalla normativa
italiana, quali la ‚Cassa Integrazione‘ che è stata estesa al
settore aereo, allo scopo di limitare il trauma sociale
indotto da tali misure. La procedura sindacale di gestione
degli esuberi prevista dalla legge è stata avviata il
19.11.2004; essa sarà conclusa a fine gennaio 2005 e gli
avvisi di notifica individuale potranno essere trasmessi ai
dipendenti interessati a partire dal 2.2.2005. Dei
menzionati esuberi, 1 989 riguardano il personale di
terra di AZ Servizi e 1 690 riguardano AZ Fly; gli oneri
corrispondenti sono stati accantonati al 30.6.2004 da
Alitalia per un importo di 167 milioni di EUR, ripartiti
in 79 milioni di EUR relativi al personale in esubero di
Alitalia AZ Fly e 88 milioni di EUR relativi al personale
in esubero di AZ Servizi.

19. I regimi previsti dalla normativa comportano due tipi di
trattamento:

— il primo, in applicazione della ‚Cassa integrazione
guadagni straordinaria‘ (CIGS), implica che i dipen-
denti mantengono il loro contratto di lavoro;

— il secondo, trattamento di mobilità, presuppone il
licenziamento dei lavoratori dipendenti.

In entrambi i casi, i dipendenti ricevono un'indennità e
la società deve contribuire al finanziamento dello speci-
fico fondo.

L'onere finanziario complessivo di tali misure per il
periodo 2005-2010 è stimato in 383 milioni di EUR di
cui di cui 336 milioni di EUR finanziati dal bilancio
dello Stato (Fondo per l'occupazione) e 47 milioni di
EUR a carico dell'impresa.

20. La ristrutturazione di Alitalia comporta una doppia rica-
pitalizzazione, come precisato di seguito, e prevede un
risultato positivo per entrambe le componenti del piano.
La ricapitalizzazione avverrà:

— per AZ Fly, con risorse dello Stato e capitali di inve-
stitori privati per un importo pari a circa 1,2 miliardi
di EUR all'inizio del 2005, conformemente al potere
conferito al CdA dall'Assemblea generale straordi-
naria degli azionisti di Alitalia il 15.12.2004,

— e, per AZ Servizi, tramite la partecipazione della
holding pubblica Fintecna SpA, per un importo
di circa 220 milioni di EUR tra il 2005 e 2007, e
prima della prevista cessione delle sue attività,
eventualmente per settori indipendenti, a partner
privati.

21. Per quanto attiene all'indebitamento netto di Alitalia, le
autorità italiane precisano che la quasi totalità dei debiti
finanziari rimarrà in capo alla società attuale, cioè a AZ
Fly, essendo rappresentata da finanziamenti assistiti da
garanzia reale sulla flotta di proprietà di quest'ultima
(1 077 milioni di EUR a fine settembre 2004) e da obbli-
gazioni convertibili emesse all'atto della ricapitalizza-
zione del 2002 e pertanto connesse al capitale sociale di
Alitalia, per un importo di 714 milioni di EUR con
scadenza luglio 2007 (12). […] ( (*)).

22. Altri finanziamenti, stimati in circa […] milioni di EUR
sono anticipati sul periodo 2006-2008, dei quali […]
milioni di EUR a partire dal 2006, e potrebbero
provenire da finanziamenti garantiti dalla flotta esistente
e attualmente non vincolata.

23. Le autorità italiane precisano altresì che al 15.12.2004
Alitalia non aveva ancora fatto ricorso all'aiuto al salva-
taggio e che il suo fabbisogno di tesoreria è stato coperto
con altre risorse disponibili e con interventi sui costi e
sui termini di pagamento (13). Le autorità italiane hanno
tuttavia fornito un piano provvisorio di tesoreria di
Alitalia (14), secondo il quale 100 milioni di EUR
dell'aiuto al salvataggio sarebbero utilizzati nel dicembre
2004, a motivo delle spese supplementari da sostenere
in tale mese, in particolare gli oneri salariali (versamento
della tredicesima), ed il saldo di 300 milioni di EUR tra
gennaio e marzo 2005, per far fronte all'aumento del
costo del carburante e alle pressioni concorrenziali che
incidono sul margine unitario (yield). Nel piano di finan-
ziamento sarebbe incluso soltanto un importo di 40
milioni di EUR come margine di sicurezza. L'ulteriore
fabbisogno potrebbe essere coperto dai finanziamenti
che potranno ancora essere garantiti sulla flotta esistente,
come sopra indicato, o dalla rinegoziazione delle condi-
zioni di credito a medio e lungo termine; tuttavia tali
possibilità non sono ancora assodate.

19.2.2005C 44/14 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(12) Il prezzo di conversione fissato nel 2002 era di 0,37 EUR per
azione; tale importo è di molto superiore alla quotazione di borsa
attuale del titolo Alitalia (0,25 EUR al 20.12.2004).

(*) I campi che figurano tra parentesi si riferiscono a segreti d'impresa
o ad informazioni riservate che sono stati soppressi.

(13) In proposito, il quotidiano „Il Giornale“ del 16.12.2004 riferisce
dell'estensione dei termini di pagamento a 90 giorni decisa dal
management di Alitalia.

(14) Sulla base di disponibilità nette per […] milioni di EUR
all'1.12.2004, e sul periodo 1.12.2004 – 31.3.2005, il fabbisogno
di cash-flow operativo sarebbe di […] milioni di EUR, di cash-flow
di investimenti pari a […] milioni di EUR e di rimborsi per prestiti
di […] milioni di EUR, ovvero un fabbisogno totale pari
a […] milioni di EUR per 4 mesi di attività; una volta esaurito il
prestito ponte di 400 milioni di EUR, la liquidità al 31.3.2005
passerebbe quindi a […] milioni di EUR. (Nota: dette cifre si
raffrontano con i dati previsionali forniti all'atto dell'approvazione
dell'aiuto al salvataggio, per tutti i sei mesi compresi tra
l'1.10.2004 e il 31.3.2005: 267 milioni di EUR di fabbisogno di
cash-flow operativo, 115 milioni di EUR di investimenti già avviati
e 76 milioni di EUR di rimborsi di debiti bancari, per un totale di
458 milioni di EUR per 6 mesi di attività.)



2.3.1. Il piano di ristrutturazione e la ricapitalizzazione di
AZ Fly

24. Gli interventi previsti nel piano di ristrutturazione di AZ
Fly dovrebbero tradursi fin dal 2005 in un aumento del
[…] % del TKO (tonnellate chilometro offerte) che passe-
rebbero da […] (**) a […] milioni; assieme ad un
aumento dello […]del coefficiente riempimento aerei
passeggeri (load factor) e dello […] % del margine unitario
(yield), è previsto un incremento di oltre il […] % del
fatturato societario, che passerebbe da […] a […] milioni
di EUR dal 2004 al 2005. Sulla base del piano di ristrut-
turazione si prevede che, nell'arco temporale della sua
realizzazione, vale a dire fino al 2008, il TKO raggiun-
gerà […] (**) milioni ed il fatturato […] milioni di EUR.

25. Sotto il profilo dei risultati, il piano prevede, verso il
2008, un miglioramento annuo di circa un miliardo di
EUR, dei quali 200 milioni di EUR provenienti
dall'incremento del load factor e circa 770 milioni di EUR
come risultato degli interventi previsti dal piano; tra
questi i miglioramenti più significativi proverrebbero
dalla realizzazione di economie di scala sul fronte degli
acquisti, la riduzione degli oneri commerciali e le spese
di personale (~ […] milioni di EUR ciascuno).

26. Per quanto concerne i risultati economici, i dati relativi
all'esercizio 2004 e quelli degli esercizi seguenti non
sono raffrontabili a motivo della scissione di AZ Servizi;
tuttavia è previsto fin dal 2005 un quasi equilibrio del
risultato economico al lordo delle imposte e delle
componenti straordinarie (‚risultato operativo‘), mentre
per l'esercizio 2008 è previsto un rendimento del […] %.
(Si rammenta che nel 2004 i medesimi settori hanno
registrato, allo stesso livello di risultato, una perdita di
[…] %).

27. In mancanza di un investimento ingente ed effettuato
contestualmente da parte del settore privato, il volonta-
rismo apparente del piano ed i precedenti tentativi
infruttuosi di risanamento dell'impresa renderebbero
estremamente difficile la prova della redditività
dell'investimento che lo Stato intende effettuare ricapita-
lizzando AZ Fly.

28. Nondimeno, lo schema presentato dalle autorità italiane
è proprio quello di una operazione effettuata contestual-
mente dallo Stato e da investitori privati. Per adempiere
al suo impegno di privatizzare Alitalia nei dodici mesi
dall'attuazione dell'aiuto al salvataggio, cioè entro l'8
ottobre 2005, lo Stato si è impegnato a partecipare
all'operazione di aumento di capitale per una quota tale
da rendere la propria partecipazione, al termine
dell'operazione, inferiore al 50 % del capitale; le autorità
italiane hanno tuttavia precisato che tale impegno vale
salvo imprevedibili sfavorevoli condizioni di mercato, di
cui intendono tenere costantemente informata la
Commissione. Il tasso di partecipazione dello Stato non
è attualmente conosciuto e dipenderà dall'effetto della
riduzione di capitale che sarà inizialmente operata per
assorbire le perdite cumulate; in ogni caso, dovrebbe
essere inferiore al 50 % degli 1,2 miliardi di EUR di rica-
pitalizzazione annunciata, cioè inferiore a 600 milioni di
EUR. L'Italia ha precisato che lo stanziamento di 750

milioni di EUR, pari al 62 % dell'attuale partecipazione
dello Stato all'aumento di capitale previsto nella legge
finanziaria 2005 deve intendersi come una scelta
prudenziale.

29. In proposito, l'Italia si è anche impegnata a far ottenere
ad Alitalia da una o più istituzioni finanziarie una
garanzia del buon esito della sottoscrizione delle azioni
da parte di investitori privati, e ciò a condizioni di
commissione in linea con le prassi di mercato. Lo Stato
italiano si è impegnato a sottoscrivere la propria parte di
ricapitalizzazione soltanto dopo aver ottenuto detta
garanzia.

30. Per quanto attiene ai tempi dell'operazione, le autorità
italiane hanno fornito un calendario relativamente detta-
gliato che prevede l'avvio dell'operazione ad una data ‚t‘
alla quale il CdA di Alitalia definisce le condizioni
dell'operazione, in particolare i prezzi o range di prezzo
offerto; successivamente il calendario dell'operazione
prevede di ottenere l'impegno di sottoscrizione del
consorzio bancario a t + 20 g; la sottoscrizione delle
azioni comincerebbe il giorno t + 21 con la sottoscri-
zione presso gli attuali titolari di azioni o obbligazioni
convertibili, entrambe le forme di partecipazione al capi-
tale danno infatti luogo a diritti di sottoscrizione;
l'operazione si conclude, in data t + 56, con la sottoscri-
zione delle azioni rimaste inoptate da parte delle banche
che si erano impegnate a garantire la sottoscrizione. A
decorrere dalla data ‚t‘, l'intera operazione richiede
pertanto circa 9 settimane.

31. Nondimeno, rimane da stabilire quale sia la data t
iniziale; l'Italia ha precisato che tale data non può prece-
dere l'approvazione del progetto di bilancio 2004 da
parte del CdA, né l'approvazione del bilancio 2004 da
parte dell'Assemblea generale degli azionisti. Questi
ultimi dovranno altresì, prima dell'operazione di ricapita-
lizzazione, adottare la riduzione del capitale al fine di
liquidare le perdite precedenti […]. Le suddette assem-
blee dovrebbero riunirsi, verosimilmente, verso la […]
2005. La data t sarà quindi successiva a tale periodo e
l'operazione che, come si è detto sopra, si svolgerà nel
corso di 9 settimane avrà inizio, nella migliore delle
ipotesi, soltanto a […] 2005; secondo tale calendario la
garanzia finale del consorzio di banche potrebbe essere
ottenuta, nel migliore dei casi, nel corso del mese di […]
2005.

2.3.2. Il piano di ristrutturazione e la ricapitalizzazione di
AZ Servizi da parte di Fintecna

32. Gli interventi di ristrutturazione delle attività che faranno
capo a AZ Servizi si inseriscono nel proseguimento di
quanto era già stato previsto da Alitalia nella sua attuale
struttura; tuttavia, essi saranno agevolati dal potenziale
che Fintecna destinerà alla loro gestione specifica e dal
suo know-how, oltre che dalla ricerca di nuovi mercati,
indipendenti dalle attività proprie di Alitalia, che la loro
autonomia renderà più agevole. A termine, la separa-
zione consentirà di cercare partner specifici per ciascuna
delle attività in questione.
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(**) I dati esatti sono stati soppressi e sostituiti dalla seguente
menzione: „Incremento dell'ordine di 33 % dal 2004 al 2008“.



33. Per quanto concerne Fintecna (Finanziaria per i Settori
Industriale e dei Servizi SpA), la società opera nel campo
della gestione e della privatizzazione di imprese pubb-
liche: a fine 2003, l'entità delle risorse proprie superava i
3,7 miliardi di EUR ed il suo risultato per l'esercizio
2003 è stato un utile netto pari a 167 milioni di EUR.
L'indebitamento della società madre è modesto. Le prin-
cipali società consolidate sono attive nel settore del
trasporto marittimo (gruppo Tirrenia di Navigazione) e
dei cantieri navali (gruppo Fincantieri). L'Italia precisa
inoltre che la struttura e la modalità di gestione
dell'impresa sono quelli di una società privata; in partico-
lare, la riforma del Codice civile del 2003, ha tracciato
una più netta distinzione tra il ruolo dell'assemblea
generale ed il ruolo del consiglio di amministrazione; a
quest'ultimo sono esclusivamente imputabili le scelte
gestionali; inoltre gli amministratori rispondono perso-
nalmente di tali scelte tanto nei confronti della società
che dei terzi.

34. Il processo di costituzione di AZ Servizi avverrà innanzi-
tutto grazie al conferimento da parte di Alitalia delle sue
attività di ground handling, manutenzione, ICT e shared
services alla nuova società. A seguito di valutazioni effet-
tuate con l'assistenza dei rispettivi consulenti (Citigroup
e Poli e Associati per Fintecna e Mediobanca per
Alitalia), è stato stabilito il seguente valore: sulla base di
un conferimento di attivo netto pari a 329 milioni di
EUR, e dopo detrazione di debiti vari per 22 milioni di
EUR, il valore conferito è stato stimato pari a 97 milioni
di EUR, che costituisce il capitale sociale iniziale
dell'impresa, detenuto al 100 % da Alitalia (15). La diffe-
renza, ovvero 210 milioni di EUR, rappresenta il badwill
che Alitalia sopporta e che ricomprende gli oneri di
ristrutturazione connessi alla gestione del personale in
esubero di AZ Servizi (pari a 88 milioni di EUR) ed il
badwill vero e proprio risultante dalle prospettive nega-
tive a breve termine per l'impresa (122 milioni di EUR).

35. Alcuni punti della seconda lettera di intenti del 13
ottobre 2004 restano da chiarire; essi formano attual-
mente l'oggetto di una verifica di due diligence effettuata
con la partecipazione degli esperti delle due società, e
ciò in parallelo alle negoziazioni in corso tra Alitalia e
Fintecna sulle loro modalità di esecuzione; il contratto
definitivo è previsto per metà gennaio 2005. Detti punti
possono ripercuotersi in modo non trascurabile sulla
redditività a breve o medio termine per AZ Servizi o per
i suoi azionisti:

— il primo punto concerne i costi di ristrutturazione
integrati nella valutazione; essi sono stati calcolati da
Alitalia (AZ Fly) e, in caso di errore, cioè nel caso in
cui i costi effettivi risultino superiori a 88 milioni di

EUR, Alitalia garantisce la copertura dell'eventuale
maggior costo. Atteso che la procedura sindacale
sopra menzionata è tuttora in corso, i dati definitivi
in materia saranno resi noti a fine gennaio con indi-
cazione delle persone interessate;

— il secondo punto concerne il raggiungimento degli
obiettivi del piano di ristrutturazione, che è già stato
avviato da Alitalia prima della scissione delle sue atti-
vità; in caso di successo, Alitalia, beneficerebbe di un
premio sulle prestazioni di AZ Servizi, che peraltro,
come stabilito, devono essere fatturate a prezzo di
mercato; l'ammontare cumulato massimo del premio
è stato stimato in […] milioni di EUR (16); tale dato è
stato incluso nel piano AZ Servizi, come efficienza
realizzata e riversata a AZ Fly, che risulta quindi
come profitto nel piano di AZ Fly.

— l'ultimo punto concerne il potenziale plusvalore che
potrebbe essere generato dalla cessione degli attivi di
AZ Servizi ad un terzo; le Parti hanno convenuto che
Alitalia avrà diritto ad una parte di tale plusvalore,
secondo criteri da convenire. Tale plusvalore non
sarà inserito nel piano e sarebbe rappresentato dalla
componente di plusvalore eventualmente superiore a
quanto previsto nel piano.

36. Il piano finanziario 2005-2008 presentato dai consulenti
delle due Parti si basa sulle proiezioni dei dati 2004 rela-
tive ai settori di competenza di AZ Servizi in seno alla
compagnia Alitalia: esse prevedono un fatturato di circa
950 milioni di EUR ed un risultato pro forma stimato in
equilibrio. Il piano prevede dapprima una leggera fles-
sione del fatturato nel 2005, dell'ordine del 5 %, con
costi che non diminuiranno ancora in maniera propor-
zionale ed un risultato operativo negativo. A partire dal
2006, il fatturato aumenterebbe di nuovo, grazie anche
ai servizi prestati a società terze, fino a raggiungere
1 082 milioni di EUR nel 2008; il risultato netto diver-
rebbe positivo (34 milioni di EUR) nel 2008. Giova
osservare che sul periodo 2005-2007, i risultati netti
sono parimenti previsti più o meno in equilibrio, nono-
stante il risultato operativo negativo ed i costi di ristrut-
turazione da sostenere, e grazie all'assunzione del badwill
sopra menzionato da parte di Alitalia.

37. I conferimenti previsti da parte di Fintecna sono:

— nel primo semestre 2005, un aumento di capitale di
93 milioni di EUR tramite la sottoscrizione di azioni
ordinarie grazie alle quali Fintecna acquisirà il 49 %
del capitale di AZ Servizi; l'usufrutto del 2 % di ulte-
riori azioni sarebbe concesso da Alitalia (AZ Fly)
affinché Fintecna possa acquisire, fin dall'inizio, il
controllo effettivo della società;
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(15) Il calcolo è stato effettuato sulla base dei flussi finanziari previsio-
nali dell'impresa per il periodo 2005-2008, di un valore finale
calcolato sulla base del free cash flow 2008, di un tasso di crescita
perpetua dell'1 % annuo e di un tasso di attualizzazione del capitale
stimato a 9,3 % annuo e ritenuto conforme alla media di mercato.
Tale apporto in natura dovrà, a termini di legge, essere convalidato
da esperti indipendenti, che sono stati designati il 10.12.2004 dal
Tribunale di Roma.

(16) Ad esempio: per efficienze cumulate 2005-2008 >= EUR […]
milioni, Fintecna pagherebbe ad Alitalia un premio complessivo
pari ad EUR […] milioni; se esse fossero pari a EUR […] milioni,
Fintecna pagherebbe ad Alitalia un premio complessivo pari ad
EUR […] milioni; per efficienze cumulate 2005-2008 <= EUR […]
milioni, Fintecna non pagherebbe alcun premio ad Alitalia.



— nel secondo semestre 2005, un conferimento
complessivo di 106 milioni di EUR, ovvero 8 milioni
di EUR di azioni ordinarie, che consentiranno a
Fintecna di detenere il 51 % del capitale ordinario, e
98 milioni di EUR in azioni privilegiate (17). Comples-
sivamente, il capitale sociale sarà pertanto detenuto
per il 67 % da Fintecna e per il 33 % da Alitalia;

— infine nel 2007, un ultimo conferimento pari a 22
milioni di EUR tramite sottoscrizione di azioni privi-
legiate con le quali Fintecna raggiungerà alla fine il
70 % del capitale sociale di AZ Servizi e sempre il
51 % del capitale ordinario.

Alla fine, il conferimento di Fintecna consisterà in 221
milioni di EUR ed il capitale sociale totale di AZ Servizi
sarà di 318 milioni di EUR.

38. La stima del rendimento dell'operazione si basa su un
valore di uscita calcolato sulla base dei flussi relativi al
2008: il free cash flow previsto per il 2008, al netto dei
prevedibili investimenti di mantenimento e degli adegua-
menti fiscali, che costituisce quindi il flusso disponibile
per l'azionista, è stimato in circa 38 milioni di EUR.
Dopo attualizzazione, il valore terminale (18) è calcolato
in 476,4 milioni di EUR. La ripartizione del valore finale
tra gli azionisti, Fintecna e AZ Fly, è fortemente condi-
zionata dalla struttura del capitale:

— le azioni privilegiate, detenute unicamente da
Fintecna, rappresenteranno nel 2008 il 38 % del
capitale sociale totale; tali azioni beneficiano tuttavia
di un dividendo privilegiato pari al 5 % del capitale
sociale totale, ovvero 15,9 milioni di EUR, corrispon-
denti ad un valore terminale di 155,7 milioni di
EUR;

— la parte residua del valore terminale, ovvero 476,4–
155,7 = 320,7 milioni di EUR sarà suddivisa in
funzione della quota di competenza degli azionisti
sia ordinari che privilegiati; la parte di competenza di
Fintecna corrisponde al 70 %, vale a dire
223,1 milioni di EUR, mentre il 30 % residuo (97,6
milioni di EUR) andrà a AZ Fly;

— il valore terminale stimato per Fintecna ammonte-
rebbe quindi a 155,7 + 223, 1 = 378,7 milioni di
EUR; in rapporto al suo investimento di 221 milioni
di EUR (199 milioni di EUR nel 2005 e 22 milioni
di EUR nel 2007) ed in considerazione di cash dispo-
nibile per 40 milioni di EUR a fine periodo, il tasso
di rendimento interno (IRR) per Fintecna sarebbe del
25,3 %.

39. I consulenti per l'operazione hanno effettuato un'analisi
comparativa di tale tasso con il rendimento normale
atteso da un investitore di mercato (hurdle rate), che tiene
conto del generico tasso di rendimento richiesto dal
mercato, del rischio del settore di attività e delle condi-
zioni specifiche dell'operazione. Essi hanno stimato che

il rendimento atteso nel medio/lungo termine da un
investitore del tipo di una holding industriale è superiore
al costo del capitale proprio e dell'ordine del 15-18 %;
un investitore finanziario o fondo di private equity si
aspetterebbe un rendimento variabile, in funzione della
stabilità dell'attività, compreso tra 15 e 25 %.

40. I consulenti delle società hanno parimenti precisato che
il valore residuo (Terminal Value) al 2008 corrisponde ad
un multiplo calcolato sull'EBITDA (Earnings Before
Interest, Taxes and Depreciation of Assets) 2008 di AZ
Servizi pari a circa 3,3, vale a dire un valore ampiamente
inferiore ai valori di riferimento del mercato (19).

41. L'Italia ha confermato alla Commissione la disponibilità
a far esaminare l'operazione da un'istituzione indipen-
dente, scelta d'intesa con la Commissione, al fine di certi-
ficare che l'intervento di Fintecna verrà eseguito nel
rispetto del principio dell'investitore privato.

2.4. Il rispetto degli impegni assunti nel contesto
dell'aiuto al salvataggio

42. L'impegno assunto da Alitalia nei confronti della
Commissione nell'ambito della sua attività era duplice:
da un lato, l'impegno ad operare le rotte aperte a partire
dalla stagione ‚estate‘ 2004 senza aumento di capacità e
con margini operativi positivi; dall'altro, l'impegno a non
praticare in alcun momento, né attuale né futuro, prezzi
predatori sulle nuove rotte.

43. In effetti, il rispetto di dette condizioni è l'oggetto degli
esposti presentati dalle compagnie aeree concorrenti,
quantunque esse non fossero a conoscenza degli impegni
assunti da Alitalia perché la decisione sugli aiuti al salva-
taggio concessi all'impresa non era stata ancora pubbli-
cata all'epoca delle loro lettere.

44. Le autorità italiane hanno rassicurato la Commissione
sul fatto che le rotte già aperte con l'orario estivo 2004
erano operate con profitto; in proposito, l'Italia ha
fornito cifre e percentuali del margine lordo di contribu-
zione (o EBITDA) positivo per le rotte in questione
(Milano - Copenaghen / Stoccolma/ Washington, Roma -
Copenaghen / Stoccolma / Malaga / Zurigo). Esse hanno
assicurato alla Commissione che le anche rotte aperte
con l'introduzione dell'orario invernale 2004/2005
avranno un margine lordo positivo (Roma - Valencia /
Salonicco, Milano – Timisoara / San Pietroburgo/ Buda-
pest / Zagabria / Birmingham / Shanghai). Hanno altresì
confermato il rafforzamento del collegamento Milano -
Belgrado o Dakar. Infine, l'Italia precisa l'aumento della
frequenza quotidiana da due a tre collegamenti Milano
Malpensa / Francoforte ha interessato soltanto il periodo
fino al 31.10.2004 e si spiega con la condivisione di una
rotta (code share) con Alitalia Express, conforme alla rego-
lamentazione (decreto Bersani).
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(17) Le azioni privilegiate, previste dall'articolo 2348 del codice civile
italiano, sono una categoria di azioni che attribuisce un limitato
diritto di voto nelle assemblee generali straordinarie e nelle delibere
relative alla distribuzione degli utili di esercizio. Per contro esse
conferiscono all'azionista priorità di rimborso, rispetto alle azioni
ordinarie, nonché è priorità nella distribuzione degli utili.

(18) Il valore terminale è stato calcolato in base al flusso finanziario
previsionale per il 2008 dell'impresa in questione; il valore è stato
attualizzato applicando un tasso di crescita perpetua del 2 % annuo
- in linea con ipotesi di inflazione di medio periodo – che è
ritenuto coerente con le possibilità di efficientamento generato da
Fintecna, e di un costo del capitale proprio pari al 10,2 % annuo,
ritenuto conforme alla media di mercato.

(19) Il valore di mercato corrisponde a circa 5 - 7 volte l'EBITDA per
le società di handling, da 8 a 10 volte per le società di informatica
o di manutenzione.



45. In considerazione della difficile situazione economica
della società, l'assenza di prezzi predatori (price leadership)
può essere considerata un'indicazione appropriata; le
autorità italiane sono state interrogate al riguardo al fine
di accertare che Alitalia non praticasse prezzi predatori;
in risposta, le autorità italiane hanno fornito una tabella
comparativa dei dati relativi ai prezzi (al 30.11.2004)
praticati da Alitalia e dal concorrente più economico
sulle 11 nuove rotte; da tale tabella non appare alcun
comportamento di price leadership di Alitalia:

Comparazione dei prezzi su nuove rotte Alitalia vs.
concorrente di riferimento

Rotta Prezzo Alitalia
(entry level)

Prezzo concorrente di
riferimento
(entry level)

Malpensa Zagabria 199 Euro RT Austrian 199 Euro RT

Malpensa Budapest 149 Euro RT Klm 119 Euro RT

Malpensa Francof-
orte

99 Euro RT Lufthansa 99 Euro RT

Malpensa San Pietro-
burgo

270 Euro RT Lufthansa 270 Euro
RT

Malpensa Timisoara 199 Euro RT Austrian 180 Euro RT

Malpensa Lione 179 Euro RT Air France 179 Euro
RT

Malpensa
Birmingham

109 Euro RT British 99 Euro RT

Malpensa Shangai 479 Euro RT Lufthansa 479 Euro
RT

Fiumicino Salonicco 130 Euro RT Olympic 128 Euro RT

Fiumicino Valencia 99 Euro RT Iberia 99 Euro RT

Fiumicino Budapest 149 Euro RT Klm 119 Euro RT

Fonte: Computer Reservation Systems (CRS), rilevazione effettuata
il 30.11.2004

46. Le autorità italiane hanno parimenti fornito ulteriori
informazioni (rilevate il 25.10.2004) su 36 altre rotte,
che non sono state aperte recentemente da Alitalia ma
che hanno formato l'oggetto degli esposti presentati da
compagnie concorrenti, sui collegamenti in partenza
dall'Italia verso la Germania, la Spagna, l'Europa orientale
nonché su rotte di sesta libertà. Soltanto in relazione a
tre collegamenti, Francoforte – Milano e Düsseldorf -
Milano e Roma risultava un leggero vantaggio a favore
di Alitalia, rispettivamente pari a 8 EUR, 10 EUR e
1 EUR rispetto ai prezzi praticati da Lufthansa (rispettiv-
amente di 107, 109 e 70 EUR).

47. Per quanto attiene infine all'assenza di aumento di capa-
cità, l'Italia rassicura la Commissione che l'impegno di
mantenere la flotta al suo stato attuale, ad eccezione
degli aeromobili per i quali l'investimento è stato definito
precedentemente al 31 dicembre 2002, è stato rispettato.
Detta eccezione giustificherebbe l'aumento da 140 a 147
le rotte a breve-medio raggio tra marzo e settembre

2004; per lo stesso motivo, gli aeromobili utilizzati nelle
rotte a lungo raggio sono aumentati di una unità,
passando a 23 aeromobili. L'Italia precisa che l'apertura
di nuove rotte è stata resa possibile dall'incremento
dell'utilizzazione media giornaliera degli aeromobili
ottenuto grazie ad una serie di azioni di tipo industriale
e gestionale: ad esempio, per le rotte di breve/medio
raggio, l'incremento è di 30 minuti al giorno, passando
da 7 ore 41 minuti a 8 ore 11 minuti, e tale maggiore
efficienza genera 24 703 ore di volo supplementari per i
147 aeromobili. In rapporto alle 2 819 ore di volo
unitarie iniziali, tale recupero di efficienza equivale ad
un recupero di circa 9 aeromobili a capacità costante.
Sul lungo raggio, l'apertura di nuove rotte, più lunghe,
quali Malpensa – Shangai, è resa possibile dalla cancella-
zione di altri operativi, ad esempio la cancellazione del
secondo collegamento giornaliero per New York.

48. La Commissione aveva osservato tuttavia che il CdA di
Alitalia aveva deciso, il 16 febbraio 2004, di attuare dei
finanziamenti a lungo termine per 5 aeromobili
Airbus A319-100, prevedendo la possibilità di aggiun-
gere altri due aeromobili simili. Tuttavia, le autorità
italiane hanno precisato che l'acquisto di detti aeromobili
era stato deciso dal CdA del 30 maggio 2000, anterior-
mente quindi al 31 dicembre 2002. La decisione del 16
febbraio 2004 riguardava soltanto le modalità di finan-
ziamento di tali aeromobili.

49. Giacché gli impegni sopra illustrati sono stati assunti
nell'ambito del procedimento che ha condotto alla deci-
sione di autorizzazione dell'aiuto al salvataggio, la
Commissione ne verificherà il rispetto con il ricorso alle
abituali misure di controllo di una decisione di questo
genere.

3. VALUTAZIONE GIURIDICA DELL'AIUTO

3.1. Valutazione in merito alla sussistenza di un
aiuto ai sensi dell'articolo 87, paragrafo 1 del

trattato CE

50. Ai sensi dell'articolo 87, paragrafo 1 del trattato CE e
dell'articolo 61, paragrafo 1 dell'accordo SEE (nel
prosieguo ‚l'accordo‘), sono incompatibili con il trattato e
con l'accordo, nella misura in cui incidano sugli scambi
tra Stati membri o tra le parti contraenti, gli aiuti
concessi dagli Stati, ovvero mediante risorse statali, sotto
qualsiasi forma che, favorendo talune imprese o talune
produzioni, falsino o minaccino di falsare la concor-
renza.

3.1.1. Vantaggi

3.1.1.1. Il vantaggio nell'ambito della ricapitalizzazione
di AZ Fly

51. Alitalia, e conseguentemente AZ Fly (la nuova denomi-
nazione di Alitalia), ha fruito di un aiuto al salvataggio a
motivo del suo status di impresa in difficoltà. Pertanto,
risulta particolarmente evidente che il conferimento di
capitali annunciato dallo Stato costituisce un vantaggio
al quale la situazione finanziaria della compagnia non le
avrebbe probabilmente dato diritto.
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52. Soltanto l'applicazione del principio dell'investitore
privato operante in economia di mercato, peraltro
addotto dall'Italia, potrebbe eliminare tale qualificazione
di vantaggio. In proposito, l'Italia spiega che la ricapita-
lizzazione da parte dello Stato avverrebbe, alla stregua
della ricapitalizzazione del 2002, con il conferimento in
conto capitali contestuale da parte di investitori privati.
Spiega altresì che in aggiunta a tale contestualità, il
conferimento di risorse statali risulterebbe minoritario
rispetto al determinante apporto di capitali privati. Tale
modalità consentirebbe di rispettare l'impegno di priva-
tizzazione assunto dalle autorità italiane e di offrire, al
contempo, la massima trasparenza al mercato, evitando
di perturbare l'andamento del titolo a motivo dell'obbligo
che incomberebbe altrimenti allo Stato di collocare sul
mercato una ingente quantità di azioni nel periodo
compreso tra la ricapitalizzazione e l'8 ottobre 2005,
data di scadenza dell'impegno di privatizzazione. Tale
rischio (overhang) è infatti riconosciuto dalle autorità
italiane.

53. La Commissione condivide tale analisi e ritiene che,
qualora fosse dimostrata la contestualità
dell'investimento privato e pubblico, la ricapitalizzazione
di AZ Fly per un importo di 1,2 miliardi di EUR, alla
quale lo Stato parteciperebbe in misura minoritaria, non
costituirebbe aiuto di Stato.

54. Secondo la Commissione, per le società con un aziona-
riato molto frammentato il ricorso ad una o più banche
incaricate di garantire il buon esito dell'operazione è
necessario per portare a termine un aumento di capitale
sul mercato. Infatti, soltanto intermediari finanziari quali-
ficati, grazie alla conoscenza approfondita dei mercati
finanziari e dei tipi di collocamento richiesti e in base ad
uno studio approfondito dell'operazione da intrapren-
dere, possono impegnarsi a collocare azioni di nuova
emissione presso investitori privati, qualora ritengano
l'operazione ragionevole e appetibile per determinati
finanziatori.

55. La Commissione ricorda tuttavia le circostanze precise
che l'avevano indotta, nella sua decisione del 2002 che
autorizzava la precedente ricapitalizzazione di
Alitalia (20), a giudicare soddisfacente l'applicazione del
principio dell'investitore privato operante in economia di
mercato:

— la Commissione aveva ottenuto, prima di adottare la
decisione, una completa e dettagliata descrizione
delle fasi del processo di ricapitalizzazione, ivi
compresa la fase di riduzione iniziale del capitale
destinata ad assorbire le perdite cumulate, che
sembra dover essere nuovamente praticata
nell'ambito della nuova ricapitalizzazione qui esami-
nata;

— la Commissione aveva ricevuto, prima della deci-
sione, copia delle lettere di intenti trasmesse ad
Alitalia dagli istituti finanziari stranieri ed italiani che
accettavano di stipulare un contratto destinato a
garantire o fare garantire il buono esito
dell'operazione di ricapitalizzazione sottoscrivendo

tutte le azioni e le obbligazioni che sarebbero rimaste
inoptate;

— la Commissione era al corrente, grazie a queste
lettere, delle condizioni esatte di sottoscrizione, della
portata degli obblighi assunti dalle banche e delle
condizioni di remunerazione che avevano negoziato;

— le autorità italiane si erano impegnate a realizzare la
sottoscrizione della loro parte proporzionale del
nuovo aumento di capitale di Alitalia soltanto dopo
la conclusione delle diverse analisi di due diligence
iniziali e complementari previste dalle banche nelle
loro lettere di intenti e dopo che, alla luce del risul-
tato di queste analisi, le banche si fossero impegnate
formalmente e senza riserve, eccetto che per le usuali
condizioni che riguardano i casi di forza maggiore,
di atti di guerra e di terrorismo e simili, a garantire ‚il
buon esito‘ dell'operazione. Le autorità italiane si
erano impegnate inoltre a trasmettere alla Commis-
sione, immediatamente dopo la loro conclusione e
prima della sottoscrizione da parte delle autorità
pubbliche del nuovo aumento di capitale, i contratti
definitivi con le banche contenenti detti obblighi
formali ed incondizionati. Le autorità italiane dove-
vano infine presentare, una volta realizzata
l'operazione, una relazione esplicativa dei livelli di
sottoscrizione effettiva del predetto aumento di capi-
tale.

56. Nella fattispecie, la Commissione valuta in modo favor-
evole l'intenzione dell'Italia di ottenere da uno o più isti-
tuti di credito una garanzia del buon esito
dell'operazione. Tuttavia, tale intenzione non costituisce
ancora un fatto concreto atto a verificare l'effettivo
impegno degli investitori privati finali, in particolare a
motivo del processo annunciato dall'Italia che dovrebbe
essere avviato soltanto a seguito delle assemblee generali
previste per metà aprile 2005. La Commissione ritiene
pertanto che, come nel 2002, la ricezione di lettere di
intenti delle banche, che si impegnano, alle usuali condi-
zioni di mercato, a stipulare un contratto di garanzia di
buon esito dell'operazione le permetterebbe di adottare
una decisione definitiva circa la sussistenza o meno di
un aiuto di Stato in relazione alla ricapitalizzazione. Per
quanto riguarda il prezzo di emissione, le lettere di
intenti delle banche dovrebbero almeno contenere il
range di prezzo entro il quale esse accetterebbero di
rendersi garanti dell'aumento di capitale prospettato.

57. Per quanto concerne la quota che sarà assunta dallo
Stato nella ricapitalizzazione, la Commissione giudica
positivamente l'impegno assunto dall'Italia di parteciparvi
soltanto dopo aver ottenuto le lettere di garanzia delle
banche; la sua determinazione finale potrà dover essere
adattata in funzione dell'impegno preciso che assume-
ranno le banche. Tuttavia, la clausola di salvaguardia
relativa alla situazione del mercato all'atto della sottoscri-
zione, e relativa al limite massimo della sottoscrizione da
parte dello Stato, rende prematuro l'accordo della
Commissione su questo punto.
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(20) Cfr. punti 39-40 e da 58 a 67 della citata decisione del 19 giugno
2002.



3.1.1.2. L'eventuale vantaggio per AZ Servizi

58. L'eventuale ricapitalizzazione di AZ Servizi avverrebbe
mediante trattativa privata con una società detenuta al
100 % dallo Stato italiano, che è anche azionista maggio-
ritario di Alitalia. Ora, anche AZ Servizi, in quanto atti-
vità che fa attualmente ancora parte della struttura giuri-
dica di Alitalia, ha beneficiato dell'aiuto al salvataggio.
Anche in questo caso, quindi, l'annunciato conferimento
in capitale da parte di una società pubblica costituisce un
vantaggio al quale la situazione finanziaria della società
non le avrebbe probabilmente dato diritto.

59. Solo l'applicazione del principio dell'investitore privato
in economia di mercato, peraltro addotto dall'Italia nella
fattispecie, potrebbe eliminare tale qualificazione di
vantaggio. Benché le banche agenti come consulenti
abbiano determinato il valore dell'operazione, questo
non può tuttavia essere considerato definitivo a causa
delle tre componenti suesposte che devono ancora essere
negoziate tra le parti; inoltre, la redditività annunciata
trarrebbe origine in massima parte dall'emissione di
azioni esclusivamente privilegiate a favore di Fintecna e,
nell'ambito della privatizzazione annunciata di AZ Fly,
ciò porrebbe uno degli azionisti (in questo caso
l'azionista pubblico) di AZ Servizi in una posizione di
forza nei confronti dell'azionista minoritario, AZ Fly,
diventato privato.

60. Conseguentemente, in questa fase la Commissione non è
in grado di valutare se Fintecna pagherà un prezzo
giusto, né troppo basso né troppo elevato, per questa
assunzione di partecipazione. Essa non può pertanto
scartare l'ipotesi che AZ Servizi beneficerebbe in tal
modo di aiuti potenziali. Né può escludersi che AZ Fly
fruisca di un vantaggio qualora la ricapitalizzazione delle
sue precedenti attività di servizi a terra venga effettuata
in condizioni che un investitore privato non avrebbe
accettato.

61. La Commissione ritiene pertanto che, per escludere tali
qualificazioni di vantaggio, sia necessaria un'analisi
approfondita del piano ricapitalizzazione di AZ Servizi.
Ciò implica che gli elementi che attendono tuttora di
essere negoziati tra Alitalia e Fintecna siano determinati
in modo da dare un sicuro fondamento alla redditività
prevista, che è funzione delle modalità definitive di ripar-
tizione dei risultati attesi. A questo proposito, la
Commissione intende affidare a un esperto di sua scelta
o, se lo riterrà preferibile, designato di concerto con le
autorità italiane, una analisi del piano di ristrutturazione
e ricapitalizzazione di AZ Servizi stabilito dalle società
interessate e dal loro consorzio bancario; la Commis-
sione intende in tal modo assicurarsi circa la portata e la
pertinenza dell'hurdle rate presentato dalle parti. L'esperto

designato dovrà anche verificare la compatibilità, sotto il
profilo finanziario e giuridico, del ricorso alle azioni
privilegiate nei confronti dei diritti degli azionisti,
nonché il rispetto delle condizioni di mercato nelle rela-
zioni contrattuali future tra AZ Fly ed AZ Servizi, come
negoziate tra Fintecna ed Alitalia. In proposito, la
Commissione prende atto della disponibilità manifestata
dalle autorità italiane di procedere ad una valutazione
dell'operazione.

3.1.2. Specificità

62. L'articolo 87, paragrafo 1 dispone che, per essere consi-
derata un aiuto di Stato, una misura debba favorire
‚talune imprese‘ o ‚talune produzioni‘. La specificità o la
selettività di una misura costituisce pertanto una delle
componenti che rientrano nella nozione di aiuto di
Stato. Nella fattispecie, le misure oggetto dell'esame
favoriranno soltanto il gruppo Alitalia e, eventualmente,
la holding Fintecna. La selettività risulta pertanto incon-
testabile.

3.1.3. Risorse statali

63. La Commissione osserva che la parte di ricapitalizza-
zione di AZ Fly che spetta allo Stato sarà realizzata diret-
tamente tramite risorse statali. Per quanto riguarda
l'assunzione del controllo di AZ Servizi da parte della
holding pubblica Fintecna, detenuta al 100 % dallo Stato,
posta sotto la tutela del Ministero delle finanze alla
stregua di Alitalia, il suo investimento nell'attività di
un'impresa in difficoltà potrebbe verosimilmente costi-
tuire una risorsa statale (21); tale conclusione è valida
anche se le sue modalità operative sono quelle di
un'impresa privata.

3.1.4. Incidenza sugli scambi intracomunitari e sulla concor-
renza

64. Le misure in oggetto hanno effetti sugli scambi tra Stati
membri dal momento che riguardano una società la cui
attività di trasporto incide direttamente sugli scambi in
questo settore giacché opera linee aeree internazionali
che servono l'intero mercato comune. Inoltre, esse
falsano o minacciano di falsare la concorrenza all'interno
del mercato comune giacché sono destinate ad un'unica
impresa in concorrenza con altre compagnie aeree
comunitarie sulla sua rete europea, in particolare dopo
l'entrata in vigore della terza fase di liberalizzazione del
trasporto aereo, il 1o gennaio 1993 (22). Anche le attività
di supporto al trasporto aereo, quali la manutenzione o
in misura ancora maggiore i servizi di assistenza a terra,
sono stati pienamente liberalizzati (23).
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(21) In proposito si veda il documento intitolato „Applicazione degli
articoli 92 e 93 del trattato CE alla partecipazione delle autorità
pubbliche nei capitali delle imprese“ (Boll. CE 9-1984) – che al
punto 3.3 recita: „Si tratta invece di aiuto di Stato quando, in occa-
sione di apporti di capitale nuovo nelle imprese, tale apporto si
effettua in circostanze che non sarebbero accettabili per un investi-
tore privato operante nelle normali condizioni di un'economia di
mercato. Questo caso si ha quando: (…) l'assunzione di partecipa-
zione pubblica ha per oggetto la ripresa o la prosecuzione totale o
parziale dell'attività (4) non redditizia di un'impresa in difficoltà
tramite la creazione di una nuova entità giuridica“.

(22) Regolamenti (CEE) nn. 2407/92, 2408/92 e 2409/92 pubblicati
nella GU L 240 del 24.8.1992.

(23) GU L 272 del 25.10.1996, pag. 36. direttiva modificata da ultimo
dal regolamento (CE) n. 1882/2003 del Parlamento europeo e del
Consiglio (GU L 284 del 31.10.2003, pag. 1).



65. Per contro, la Commissione intende anche garantire che
la situazione della concorrenza non sia improvvisamente
distorta dalla sospensione dei pagamenti da parte di
Alitalia: prende atto del fatto che l'ultimo trimestre non
si è registrato né una diminuzione significativa della
tesoreria, sebbene la situazione rimanga critica, né un
forte aumento dell'indebitamento (24). Essa osserva che
vari provvedimenti in materia di costi, di termini di
pagamento, ecc. riferiti dalla stampa sono stati utilizzati
da Alitalia per ritardare l'utilizzo dell'aiuto al salvataggio.
La Commissione ritiene che il ricorso da parte
dell'impresa a risorse interne o di altre fonti di finanzia-
mento per finanziare il suo funzionamento sia positivo e
riflette l'efficiente intervento della nuova dirigenza sulla
situazione societaria. Tuttavia, conformemente agli
orientamenti comunitari in materia, il citato aiuto al
salvataggio era stato dimensionato per coprire sei mesi
di funzionamento, nello specifico il periodo da ottobre
2004 al marzo 2005. Giacché al 15.12.2004 l'aiuto non
era ancora stato utilizzato, la Commissione desidera
ottenere informazioni più dettagliate dalle autorità
italiane per capire perché il prestito ponte di 400 milioni
di EUR sarà comunque esaurito al 31.3.2005, vale a dire
utilizzato completamente in un periodo di 3 mesi e
mezzo anziché nei sei mesi previsti. Le precisazioni
richieste dovranno includere anche gli effetti del ritardo
con cui l'aiuto è stato utilizzato inizialmente e quelli
della menzionata proroga dei termini di pagamento.
L'analisi che sarà commissionata all'esperto, come sopra
indicato, si estenderà, all'occorrenza, al piano di tesoreria
di Alitalia.

3.1.5. Conclusione

66. Nelle attuali condizioni, la Commissione non può esclu-
dere che le previste ricapitalizzazioni di AZ Fly e di AZ
Servizi costituiscano aiuto di Stato ai sensi delle disposi-
zioni dell'articolo 87 del trattato CE e dell'articolo 61
dell'accordo SEE.

3.2. Base giuridica della valutazione

67. L'articolo 87, paragrafo 2 del trattato che prevede aiuti a
carattere sociale, aiuti destinati a ovviare ai danni arrecati
dalle calamità naturali o da altri eventi eccezionali, gli
aiuti concessi all'economia di determinate regioni della
Repubblica federale di Germania non trova applicazione
nel caso di specie.

68. L'articolo 87, paragrafo 3, lettera a) prevede le deroghe
applicabili agli aiuti destinati a favorire lo sviluppo
economico delle regioni ove il tenore di vita sia anormal-
mente basso oppure si abbia una grave forma di sottoc-
cupazione. Tuttavia, la Commissione non ritiene che le
misure in questione, previste nell'ambito della ristruttur-
azione e in vista di una privatizzazione di Alitalia,
rispondano agli obiettivi di sviluppo regionale.

69. L'articolo 87, paragrafo 3, lettera b) che prevede aiuti
destinati a promuovere la realizzazione di un importante
progetto di comune interesse europeo o a porre rimedio
a un grave turbamento dell'economia di uno Stato
membro, così come l'articolo 87, paragrafo 3, lettera d)
che prevede aiuti destinati a promuovere la cultura e la
conservazione del patrimonio, non si applicano agli aiuti
concessi nel settore del trasporto aereo.

70. A norma dell'articolo 87, paragrafo 3, lettera c), gli aiuti
destinati ad agevolare lo sviluppo di talune attività o di
talune regioni economiche possono considerarsi compa-
tibili con il mercato comune, sempre che non alterino le
condizioni degli scambi in misura contraria al comune
interesse. Nella fattispecie, la Commissione ritiene che
l'articolo 87, paragrafo 3, lettera c) del trattato CE costi-
tuisca la base che potrebbe giustificare una deroga al
principio del divieto degli aiuti di Stato. A tale riguardo,
la Commissione ritiene che l'aiuto alla ristrutturazione
potrebbe contribuire allo sviluppo di attività economiche
senza incidere negativamente sugli scambi, qualora
fossero rispettate le condizioni previste dalle disposizioni
applicabili agli aiuti di Stato nel settore dell'aviazione,
così come gli orientamenti comunitari sugli aiuti di Stato
per il salvataggio e la ristrutturazione di imprese in diffi-
coltà.

3.3. Valutazione della compatibilità dell'aiuto alla
luce della base giuridica

71. Tuttavia, l'esame delle citate condizioni induce la
Commissione a dubitare del fatto che tutte le misure in
oggetto, qualora dovessero essere considerate aiuti,
potrebbero essere dichiarate compatibili in applicazione
della deroga prevista all'articolo 87, paragrafo 3, lettera
c) del trattato.

72. In aggiunta alle proprie indagini che intende svolgere
con l'aiuto di un esperto di sua nomina, o se lo riterrà
preferibile, designato di concerto con le autorità italiane,
la Commissione attende pertanto da queste che le fornis-
cano ogni prova utile affinché possa concludere che:

— la ricapitalizzazione di 1,2 miliardi di EUR annun-
ciata da AZ Fly è conforme al principio
dell'investitore privato operante in economia di
mercato grazie alla partecipazione effettiva e contest-
uale di investitori privati, resa effettiva dall'impegno
assunto dalle banche garanti;

— l'assunzione di controllo di AZ Servizi da parte della
holding pubblica Fintecna è anche conforme al
medesimo principio e che, allo stesso modo, le rela-
zioni contrattuali tra AZ Fly ed AZ Servizi definite in
questa occasione sono conformi alle condizioni di
mercato.
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(24) In proposito, le disponibilità a breve termine del gruppo ammonta-
vano a 117 milioni di EUR alla data del 31.10.2004, a 83 milioni
di EUR al 30.9.2004 e a 188 milioni di EUR al 30.8.2004; il debito
netto del gruppo ammontava rispettivamente a 1 683 milioni di
EUR, 1 721 milioni di EUR e 1 632 milioni di EUR.



73. Con riferimento agli orientamenti comunitari sugli aiuti
alla ristrutturazione, la Commissione rammenta che il
rispetto degli impegni assunti dall'Italia in relazione
all'aiuto al salvataggio restano di attualità nel contesto
della ricapitalizzazione, oggetto della presente decisione;
infatti, se detta operazione dovesse essere considerata un
aiuto di Stato, tutte le norme comunitarie in materia
dovrebbero essere applicate per stabilirne l'eventuale
compatibilità. La Commissione ricorda inoltre che
Alitalia ha già ricevuto un aiuto alla ristrutturazione nel
1996-1997. Se si dovesse constatare l'esistenza di nuovi
aiuti di Stato, questi potrebbero non garantire il ripri-
stino della redditività dell'impresa, potrebbero essere
contrari all'interesse comune qualora non offrissero
garanzie atte a prevenire eccessive distorsioni della
concorrenza e potrebbero non essere limitati a quanto
strettamente necessario. Siffatti aiuti sarebbero in
contrasto con l'impegno analogo assunto nuovamente
dalle autorità italiane in relazione alla presente ricapita-
lizzazione ai fini dell'approvazione dell'aiuto al salva-
taggio nel luglio 2004. Infine, costituirebbero una viola-
zione certa del principio ‚una tantum‘, atteso che la
società ha già potuto beneficiare di aiuti di Stato in
passato e che non è ancora trascorso un periodo di dieci
anni dal completamento dell'ultimo piano di ristruttur-
azione.

3.4. Conclusione

74. In conclusione a quanto suesposto, la Commissione
nutre dubbi circa il fatto che le misure di ricapitalizza-

zione di AZ Fly e di AZ Servizi, qualora fossero ritenute
aiuti di Stato, soddisfacciano le condizioni per benefi-
ciare della deroga prevista all'articolo 87, paragrafo 3,
lettera c).

75. Tenuto conto di quanto precede, la Commissione invita
l'Italia a presentare, nell'ambito del procedimento di cui
all'articolo 88, paragrafo 2 del trattato CE, le proprie
osservazioni e a fornire tutte le informazioni utili ai fini
della valutazione della misura, entro un mese dalla data
di ricezione della presente. La Commissione invita inoltre
le autorità italiane a trasmettere senza indugio copia
della presente lettera al beneficiario potenziale dell'aiuto.

76. La Commissione desidera richiamare all'attenzione
dell'Italia sull'effetto sospensivo dell'articolo 88, para-
grafo 3 del trattato CE e sul fatto che, in forza
dell'articolo 14 del regolamento (CE) n. 659/1999 del
Consiglio, essa può imporre allo Stato membro interes-
sato di recuperare ogni aiuto illegale dal beneficiario.

Con la presente la Commissione comunica all'Italia che
informerà gli interessati attraverso la pubblicazione della
presente lettera e di una sintesi della stessa nella Gazzetta
ufficiale dell'Unione europea. Informerà inoltre gli interes-
sati nei paesi EFTA firmatari dell'accordo SEE attraverso
la pubblicazione di un avviso nel supplemento SEE della
Gazzetta ufficiale, e informerà infine l'Autorità di vigi-
lanza EFTA inviandole copia della presente. Tutti gli
interessati anzidetti saranno invitati a presentare osserva-
zioni entro un mese dalla data di detta pubblicazione.“.
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Mitteilung der Kommission im Rahmen der Durchführung der Richtlinie 94/62/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungs-

abfälle

(2005/C 44/13)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Veröffentlichung der Titel und der Bezugsdaten der harmonisierten Normen im Sinne dieser Richtlinie

ENO (1) Referenz and Titel der Norm
(und Referenzdokument) Referenz der ersetzen Norm

Datum der Beendigung der
Annahme der Konformitäts-
vermutung für die ersetzte

Norm
Anm. 1

CEN EN 13427:2004
Verpackung — Anforderungen an die Anwendung der Europäischen
Normen zu Verpackungen und Verpackungsabfällen

—

CEN EN 13428:2004
Verpackung — Spezifische Anforderungen an die Herstellung und
Zusammensetzung — Ressourcenschonung durch Verpackungsminimie-
rung

EN 13428: 2000 Das Datum dieser Ver-
öffentlichung

CEN EN 13429:2004
Verpackung — Wiederverwendung

—

CEN EN 13430:2004
Verpackung — Anforderungen an Verpackungen für die stoffliche
Verwertung

—

CEN EN 13431:2004
Verpackung — Anforderungen an Verpackungen für die energetische
Verwertung, einschließlich Spezifikation eines Mindestheizwertes

—

CEN EN 13432:2000
Verpackung — Anforderungen an die Verwertung von Verpackungen
durch Kompostierung und biologischen Abbau — Prüfschema und
Bewertungskriterien für die Einstufung von Verpackungen

—

(1) ENO: Europäische Normungsorganisation:
— CEN: rue de Stassart 36, B-1050 Brussels, Tel. (32-2) 550 08 11; fax (32-2) 550 08 19 (http://www.cenorm.be)
— CENELEC: rue de Stassart 35, B-1050 Brussels, Tel. (32-2) 519 68 71; fax (32-2) 519 69 19 (http://www.cenelec.org)
— ETSI: 650, route des Lucioles, F-06921 Sophia Antipolis, Tel. (33) 492 94 42 00; fax (33) 493 65 47 16, (http://www.etsi.org)

Anmerkung 1

Allgemein wird das Datum der Beendigung der Annahme der Konformitätsvermutung das Datum der Zurücknahme sein („Dow“), das von der europäischen Normungsorga-
nisation bestimmt wird, aber die Benutzer dieser Normen werden darauf aufmerksam gemacht, daß dies in bestimmten Ausnahmefällen anders sein kann.

HINWEIS:

— Alle Anfragen zur Lieferung der Normen müssen an eine dieser europäischen Normenorganisationen
oder an eine Nationalnormenorganisation gerichtet werden, deren Liste sich im Anhang der Richtlinie
98/34/EG (1) des Europäischen Parlaments und des Rates befindet, welche durch die Richtlinie
98/48/EG (2) geändert wurde.

— Die Veröffentlichung der Bezugsdaten im Amtsblatt der Europäischen Union bedeutet nicht, dass die
Normen in allen Sprachen der Gemeinschaft verfügbar sind.

— Dieses Verzeichnis ersetzt die vorhergegangenen, im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten
Verzeichnisse. Die Kommission sorgt für die Aktualisierung dieses Verzeichnisses.

— Mehr Information unter:

http://europa.eu.int/comm/enterprise/newapproach/standardization/harmstds
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Bekanntmachung über die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumping-
maßnahmen gegenüber den Einfuhren von Fahrrädern mit Ursprung in der Volksrepublik China

(2005/C 44/14)

Die Kommission erhielt einen Antrag auf eine teilweise Interim-
süberprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 384/96 des Rates (1) (nachstehend „Grundverordnung“
genannt).

1. Überprüfungsantrag

Der Antrag wurde von einem Ausführer in der Volksrepublik
China, Giant China Co., Ltd. (nachstehend „Antragsteller“
genannt), gestellt.

2. Ware

Die Überprüfung betrifft Zweiräder und andere Fahrräder
(einschließlich Lastendreiräder), ohne Motor, mit Ursprung in
der Volksrepublik China (nachstehend „betroffene Ware“
genannt), die derzeit den KN-Codes 8712 00 10, 8712 00 30
und 8712 00 80 zugewiesen werden. Diese KN-Codes werden
nur informationshalber angegeben.

3. Geltende Maßnahmen

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um den
mit der Verordnung (EG) Nr. 1524/2000 (2) des Rates einge-
führten endgültigen Antidumpingzoll.

4. Gründe für die Überprüfung

a) Antragsteller

Der Antrag auf eine Interimsüberprüfung gemäß Artikel 11
Absatz 3 der Grundverordnung stützt sich auf vom Antrag-
steller übermittelte Anscheinsbeweise, denen zufolge sich
die Umstände, auf deren Grundlage die Maßnahmen einge-
führt wurden, dauerhaft verändert haben.

Der Antragsteller behauptet, dass sich die Umstände in
Bezug auf den Marktwirtschaftsstatus wesentlich verändert
haben und dass die Maßnahmen deutlich anders wären,
wenn sie sich auch auf Informationen über die Ausfuhren in
die neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union stützten.
Ferner hat der Antragsteller Beweise dafür vorgelegt, dass
die Dumpingspanne bei einem Vergleich des auf der Grund-
lage seiner eigenen Kosten bzw. Inlandspreise ermittelten
Normalwerts und seiner Ausfuhrpreise in die erweiterte EU
deutlich niedriger ausfällt als im Rahmen der derzeit
geltenden Maßnahme. Daher sei eine Aufrechterhaltung der
Maßnahmen in ihrer jetzigen Höhe, die sich auf die vorher
ermittelte Dumpingspanne stützen, zum Ausgleich des
Dumpings nicht länger erforderlich.

b) Weitere Anträge

Andere chinesische Hersteller werden ermutigt, sich umge-
hend bei der Kommission zu melden und mitzuteilen, ob sie

ebenfalls die Ermittlung einer neuen Dumpingspanne auf
der Grundlage der Ausfuhren in die erweiterte Gemeinschaft
wünschen. Ein Beschluss betreffend derartige Anträge wird
zu gegebener Zeit im Amtsblatt der Europäischen Union veröf-
fentlicht.

5. Verfahren für die Dumpingermittlung

Die Kommission kam, nach Konsultationen im Beratenden
Ausschuss, zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen,
um die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung zu
rechtfertigen und leitet eine Überprüfung nach Artikel 11
Absatz 3 der Grundverordnung ein, in deren Rahmen festge-
stellt werden soll, ob der Antragsteller im Sinne des Artikels 2
Absatz 7 Buchstabe c) der Grundverordnung unter marktwirt-
schaftlichen Bedingungen tätig ist bzw. ob er die Vorausset-
zungen für die Ermittlung eines individuellen Zolls nach Artikel
9 Absatz 5 der Grundverordnung erfüllt.

Ergibt die Untersuchung, dass der Antragsteller unter markt-
wirtschaftlichen Bedingungen tätig ist, bzw. dass er die Voraus-
setzungen für die Ermittlung eines individuellen Zolls erfüllt, so
wird die individuelle Dumpingspanne des Antragstellers ermit-
telt und im Falle des Vorliegens von Dumping die Höhe des
Zolls auf die Einfuhren der betroffenen Ware in die Gemein-
schaft festgelegt.

Im Rahmen dieser Untersuchung wird geprüft, ob die geltenden
Maßnahmen für den in Absatz 1 genannten Antragsteller
aufrechterhalten, aufgehoben oder geändert werden müssen.

a) Fragebogen

Die Kommission wird dem Antragsteller und den chinesi-
schen Behörden Fragebogen zusenden, um die für ihre
Untersuchung als notwendig erachteten Informationen
einzuholen. Diese Angaben müssen zusammen mit den
entsprechenden Nachweisen innerhalb der unter Nummer 6
Buchstabe a) Ziffer i) gesetzten Frist bei der Kommission
eingehen.

b) Einholung von Informationen und Anhörungen

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise darzulegen
und gegebenenfalls auch andere Informationen als die
Antworten auf den Fragebogen zu übermitteln. Diese
Angaben müssen zusammen mit den entsprechenden Nach-
weisen innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe a) Ziffer i)
gesetzten Frist bei der Kommission eingehen.
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(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1; Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 461/2004 des Rates, ABl. L 77 vom
13.3.2004, S. 12.

(2) ABl. L 175 vom 14.7.2000, S. 39.



Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem
hören, sofern die Parteien dies beantragen und nachweisen,
dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Anhö-
rungen sind innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe a)
Ziffer ii) gesetzten Frist zu beantragen.

c) Marktwirtschaftsstatus

Legt der Antragsteller ausreichende Beweise dafür vor, dass
er unter marktwirtschaftlichen Bedingungen tätig ist, d. h.
die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c) der
Grundverordnung erfüllt, wird der Normalwert gemäß
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b) der Grundverordnung
ermittelt. Zu diesem Zweck muss der Antragsteller innerhalb
der unter Nummer 6 Buchstabe b) gesetzten Frist einen
ordnungsgemäß begründeten Antrag stellen. Die Kommis-
sion wird dem Antragsteller und den Behörden der Volksre-
publik China entsprechende Antragsformulare zusenden.

d) Wahl des Marktwirtschaftslandes

Falls dem Antragsteller der Marktwirtschaftsstatus nicht
zuerkannt wird, er jedoch die Voraussetzungen für die
Ermittlung eines individuellen Zolls nach Artikel 9 Absatz 5
der Grundverordnung erfüllt, wird im Einklang mit Artikel
2 Absatz 7 der Grundverordnung ein angemessenes Land
mit Marktwirtschaft für die Ermittlung des Normalwerts für
die Volksrepublik China herangezogen. Wie im Rahmen der
vorherigen Untersuchung, die zu der Einführung von
Maßnahmen gegenüber den Einfuhren der betroffenen Ware
aus der Volksrepublik China führte, beabsichtigt die
Kommission, erneut Mexiko zu diesem Zweck heranzu-
ziehen. Die interessierten Parteien werden aufgefordert,
innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe c) gesetzten
besonderen Frist zur Angemessenheit dieser Wahl Stellung
zu nehmen.

Auch wenn dem Antragsteller der Marktwirtschaftsstatus
zuerkannt wird, kann sich die Kommission erforderlichen-
falls auf Feststellungen hinsichtlich des in einem angeme-
ssenen Land mit Marktwirtschaft ermittelten Normalwertes
stützen, beispielsweise wenn Angaben über Kosten oder
Preise in der Volksrepublik China, die für die Ermittlung des
Normalwerts benötigt werden, unzuverlässig und in der
Volksrepublik China keine zuverlässigen Daten verfügbar
sind. Die Kommission beabsichtigt, für diese Zwecke eben-
falls Mexiko heranzuziehen.

6. Fristen

a) Allgemeine Fristen

i) Kontaktaufnahme u n d Über mi t t lu ng der
An twor t e n u nd sonst i g e n Infor mat i one n

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interes-
sierten Parteien innerhalb von 40 Tagen nach Veröffentli-

chung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi-
schen Union mit der Kommission Kontakt aufnehmen,
ihren Standpunkt schriftlich darlegen und ihre
Antworten auf den Fragebogen und sonstige Informa-
tionen übermitteln, wenn diese Angaben bei der Untersu-
chung berücksichtigt werden sollen. Es wird darauf
hingewiesen, dass die Wahrnehmung der meisten in der
Grundverordnung verankerten Verfahrensrechte voraus-
setzt, dass sich die betreffende Partei innerhalb der vorge-
nannten Frist meldet. Außerdem muss der Antragsteller
seine Antwort auf den Fragebogen innerhalb der vorge-
nannten Frist von 40 Tagen übermitteln.

ii) A nh ör u ng e n

Innerhalb der vorgenannten Frist von 40 Tagen können
alle interessierten Parteien auch einen Antrag auf Anhö-
rung durch die Kommission stellen.

b) Besondere Frist für die Anträge auf Zuerkennung des
Marktwirtschaftsstatus

Der unter Nummer 5 Buchstabe c) genannte ordnungs-
gemäß begründete Antrag auf Zuerkennung des Marktwirt-
schaftsstatus des Antragstellers muss innerhalb von 21 Tagen
nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts-
blatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen.

c) Besondere Frist für die Wahl des Marktwirtschaftslandes

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien möchten
möglicherweise dazu Stellung nehmen, ob die beabsichtigte
Wahl Mexikos als Marktwirtschaftsland zur Ermittlung des
Normalwertes für die Volksrepublik China angemessen ist
(vgl. Nummer 5 Buchstabe d)). Solche Stellungnahmen
müssen innerhalb von zehn Tagen nach Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union
bei der Kommission eingehen.

7. Schriftliche Stellungnahmen, Antworten auf den Frage-
bogen und Schriftwechsel

Alle Stellungnahmen und Anträge der betroffenen Parteien sind
schriftlich (nicht in elektronischer Form, sofern nichts anderes
bestimmt ist) unter Angabe des Namens, der Anschrift, der E-
Mail-Adresse, der Telefon-, der Fax- und/oder der Telexnummer
der interessierten Partei einzureichen. Alle schriftlichen Stel-
lungnahmen, einschließlich der in dieser Bekanntmachung
angeforderten Informationen, die Antworten auf den Frage-
bogen und alle Schreiben, die von interessierten Parteien auf
vertraulicher Basis übermittelt werden, müssen den Vermerk
„Zur eingeschränkten Verwendung“ (1) tragen und gemäß Artikel 19
Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht
vertraulichen Fassung übermittelt werden, die den Vermerk
„Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“ trägt.
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(1) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den Dienstgebrauch
bestimmt. Sie sind gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschützt und werden gemäß
Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr.384/96 des Rates (ABl. L 56
vom 6.3.1996, S. 1) und Artikel 6 des WTO-Übereinkommens zur
Durchführung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens 1994 (Antidumping-Übereinkommen) vertraulich behan-
delt.



Anschrift der Kommission:
Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion B
Büro: J-79 5/16
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 295 65 05
Telex: COMEU B 21877

8. Nichtmitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforder-
lichen Informationen oder erteilt sie sie nicht innerhalb der
gesetzten Fristen oder behindert sie erheblich die Untersu-
chung, so können gemäß Artikel 18 der Grundverordnung

vorläufige oder endgültige positive oder negative Feststellungen
auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getroffen
werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese
Informationen nicht berücksichtigt, und die verfügbaren Infor-
mationen können zugrunde gelegt werden. Arbeitet eine inter-
essierte Partei nicht oder nur zum Teil mit und stützen sich die
Feststellungen daher gemäß Artikel 18 der Grundverordnung
auf die verfügbaren Informationen, so kann dies zu einem
Ergebnis führen, das für diese Partei weniger günstig ist, als
wenn sie mitgearbeitet hätte.
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III

(Bekanntmachungen)

KOMMISSION

AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON VORSCHLÄGEN — GD INFSO

MEDIA 01/2005

FÖRDERUNG DES TRANSNATIONALEN VERTRIEBS EUROPÄISCHER FILME UND DER
VERNETZUNG EUROPÄISCHER VERTRIEBSUNTERNEHMEN

SYSTEM DER „SELEKTIVEN“ FÖRDERUNG

(2005/C 44/15)

1. Ziele und Beschreibung

Grundlage der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ist der Beschluss
2000/821/EG des Rates vom 20. Dezember 2000 zur Durchführung eines Programms zur Förderung von
Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich europäischer audiovisueller Werke (MEDIA
PLUS — Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit — 2001-2005), der im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften (L 13 vom 17.1.2001, S. 35) veröffentlicht wurde. Der Vorschlag, das Programm MEDIA bis
zum 31. Dezember 2006 zu verlängern, wurde am 26. April 2004 vom Ministerrat gutgeheißen.

Gemäß dem Beschluss sind u. a. Maßnahmen zu treffen, um den transnationalen Vertrieb europäischer
Kinofilme zu fördern.

2. Förderfähige Antragsteller

Diese Aufforderung richtet sich an europäische Filmvertriebsgesellschaften, die mit ihren Tätigkeiten zu
den oben genannten Zielen beitragen.

Die Antragsteller müssen in einem der folgenden Länder niedergelassen sein:

— 25 Mitgliedstaaten der Europäischen Union,

— EFTA/EWR-Länder: Island, Liechtenstein, Norwegen,

— Kandidatenländer: Bulgarien.

3. Mittelausstattung und Laufzeit der Projekte

Insgesamt stehen für die Kofinanzierung von Projekten 12 Mio. EUR zur Verfügung.

Die Finanzhilfe der Kommission ist auf 50 % der förderfähigen Projektkosten begrenzt.

Die Filme dürfen nicht vor Ende der Antragsfrist für diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen
in die Kinos gebracht werden, müssen jedoch innerhalb von 18 Monaten nach diesem Datum anlaufen.

Die maximale Projektdauer beträgt 12 Monate.

4. Antragsfristen

Die Anträge sind bis spätestens 15.3.2005, 8.7.2005 bzw. 1.12.2005 an die Kommission zu übermitteln.
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5. Ausführliche Informationen

Die ausführliche Fassung dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen sowie die Antragsformulare
finden Sie im Internet unter: http://europa.eu.int/comm/avpolicy/media/distr_fr.html

Die Anträge müssen unter Einhaltung der in der ausführlichen Fassung genannten Bedingungen auf den
vorgesehenen Formularen gestellt werden.
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AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON VORSCHLÄGEN — GD INFSO

MEDIA 02/2005

FÖRDERUNG DES TRANSNATIONALEN VERTRIEBS EUROPÄISCHER FILME

SYSTEM DER „AUTOMATISCHEN“ FÖRDERUNG

(2005/C 44/16)

1. Ziele und Beschreibung

Grundlage der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ist der Beschluss
2000/821/EG des Rates vom 20. Dezember 2000 zur Durchführung eines Programms zur Förderung von
Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich europäischer audiovisueller Werke (MEDIA
PLUS — Entwicklung, Vertrieb und Öffentlichkeitsarbeit — 2001-2005), der im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften (L 13 vom 17.1.2001, S. 35) veröffentlicht wurde. Der Vorschlag, das Programm MEDIA bis
zum 31. Dezember 2006 zu verlängern, wurde am 26. April 2004 vom Ministerrat gutgeheißen.

Gemäß dem Beschluss sind u. a. Maßnahmen zu treffen, um den transnationalen Vertrieb europäischer
Kinofilme zu fördern.

2. Förderfähige Antragsteller

Diese Aufforderung richtet sich an europäische Filmvertriebsgesellschaften, die mit ihren Tätigkeiten zu
den oben genannten Zielen beitragen.

Die Antragsteller müssen in einem der folgenden Länder niedergelassen sein:

— 25 Mitgliedstaaten der Europäischen Union,

— EFTA/EWR-Länder: Island, Liechtenstein, Norwegen,

— Kandidatenländer: Bulgarien.

3. Mittelausstattung und Laufzeit der Projekte

Die Finanzhilfe der Kommission ist auf 60 % der förderfähigen Projektkosten begrenzt.

Die maximale Projektdauer beträgt 6 (Modul 3) bzw. 16 (Module 1 und 2) Monate.

4. Antragsfrist

Die Anträge sind bis spätestens 30.4.2005 an die Kommission zu übermitteln.

5. Ausführliche Informationen

Die ausführliche Fassung dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen sowie die Antragsformulare
finden Sie im Internet unter: http://europa.eu.int/comm/avpolicy/media/distr_fr.html

Die Anträge müssen unter Einhaltung der in der ausführlichen Fassung genannten Bedingungen auf den
vorgesehenen Formularen gestellt werden.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Bekanntmachung über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren
von Trichlorisocyanursäure (TCCA) mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika

(Amtsblatt der Europäischen Union C 253 vom 13. Oktober 2004)

(2005/C 44/17)

Seite 6, unter Nummer 1:

Statt: „… 24. August …“

muss es heißen: „… 30. August …“.
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HINWEIS

Am 22. Februar 2005 erscheint im Amtsblatt der Europäischen Union C 46 A der „Gemeinsame Sorten-
katalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten — 23. Gesamtausgabe“.

Die Abonnenten des Amtsblatts erhalten unentgeltlich die der Zahl und der/den Sprachfassung(en) ihrer
Abonnements entsprechenden Exemplare. Sie sind gebeten, den unten stehenden Bestellschein ordnungs-
gemäß ausgefüllt und mit ihrer „Matrikelnummer“ (dem Code, der links auf jedem Etikett erscheint und mit
O/.......... beginnt) versehen zurückzusenden. Die kostenlose Bereitstellung des Amtsblatts wird während
eines Jahres ab dem jeweiligen Erscheinungsdatum gewährleistet.

Nichtabonnenten können dieses Amtsblatt kostenpflichtig bei einem unserer Vertriebsbüros beziehen
(Verzeichnis umseitig).

Das Amtsblatt kann ebenso wie sämtliche anderen Amtsblätter (L, C, CA, CE) kostenlos über die Internet-
Site http://europa.eu.int/eur-lex abgefragt werden.
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